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BAU UND GEFÜGE DES REICHES 


I. IDEE UND BEGRIFF DES REICHES* 
1. Zur Geschichte der Reichsidee 


Der Begriff des Reiches ist uns der Ausdruck für die geschichtliche Ord- 
nung, die das deutsche Volk zur politischen Einheit verbindet und es zur 
bestimmenden Mitte der europäischen Nationen macht. Im Deutschen Reich 
des Mittelalters hat dieser Begriff des Reiches seine volle Bedeutung und 
seinen ehrwürdigen Sinn erhalten’. Es gab nur ein Reich, das vom deut- 
schen Volk geformte und getragene „Römische Reich Deutscher Nation“, 
das über den unmittelbaren Volksboden der deutschen Stämme ausgreifend 
sich weitere Räume eingliederte und auch über diese eigentlichen Reichs- 
grenzen hinaus für die übrigen europäischen Territorien die führende und 
bestimmende Vormacht bedeutete. So war dieses Erste Reich der Deutschen 
der Träger einer abendländischen Gesamtordnung, die als eine Einheit alle 
Völker umfaßte, nicht als ob die politische Herrschaftsgewalt des Reiches 
das ganze Abendland umschlossen und als ob alle Territorien innerhalb 
der politischen Grenzen des Reiches gelegen hätten, wohl aber in dem tie- 
feren und wesentlicheren Sinn, daß die besondere Autorität und Würde des 
Reiches und seines Repräsentanten, des Kaisers, den Kreis der abendlän- 
dischen Völker zur Gemeinschaft verband. Gewiß gab es Konflikte und Aus- 
einandersetsungen, Auflehnungen und Kriege; sie konnten die Einheit 
und Ordnung Europas zwar stören, aber nicht zerstören — durchbrechen, 
aber nicht vernichten. Erst mit dem Ende des staufischen Kaisertums begann 
die Auflösung dieser alten gebundenen Ordnung, begann die Krise des 
Reiches. Jahrhunderte hindurch haben die Träger der damaligen Reichs- 
gewalt um die reformatio imperii gerungen. Aber alle Ansätze der Reichs- 
reform konnten die Auflösung nicht hindern, und im Dreißigjährigen Krieg 
brach das Reich endgültig auseinander. 


t Die folgenden Ausführungen sind in einer stark gekürzten Form zuerst auf 
der Münchener Jahresta der Akademie für Deutsches Recht am 22. November 
1940 vorgetragen worden. Die Rede „Bau und Gefüge des Reiches“ ist in der 
„Deutschen Rechtswissenschaft“, 1941, Heft 1, veröffentlicht. 

? Dazu H. Heimpel, Reich und Staat im Deutschen Mittelalter. Arch. 6. R., 
N.F. 27 (1936), S. 257 f. — K. G. Hugelmann, Die Gestalt des Reiches in Idee 
und Wirklichkeit im Wandel der Geschichte. Z. f. 6. R. (1936), S.433 ff. — Der- 
tg E a Staat und der Reichsgedanke. Deutsche Rechtswiss., Bd. 5 

1940), S. 179 ff. 


Idee und Begriff des Reiches 


In dieser geschichtlichen Gestalt des Ersten Reiches hat sich die politische 
Kraft der Deutschen ihre einzigartige und unvergleichbare, ihre aus deut- 
schem Wesenskern gewachsene und gültige Form geschaffen. Das ist zwar 
häufig in Frage gestellt worden, nicht erst in unseren Tagen, sondern schon 
früher, vor allem durch die kleindeutsch-nationalliberale Geschichtsschrei- 
bung des 19. Jahrhunderts, die in diesem Reichsgedanken des Mittelalters 
die bloße Übernahme der Idee des Römischen Imperiums und des christlichen 
Universalismus erblickte und die kritisch feststellte, das deutsche Volk habe 
im „Traum des Reiches“ seine besten Kräfte in fremde Räume verströmt, 
statt sie allein für die Gestaltung des unmittelbaren deutschen Volksbodens 
einzusetsen. Die Gegenwart, in der wir leben, hat uns die Augen dafür ge- 
öffnet, wie sehr die deutsche Wesensart Aufgaben stellt, die über den be- 
schränkten Bereich des eigenen Herdes hinausweisen, hat uns gelehrt, daß 
der deutsche Ausgriff in die Welt notwendig ist, damit wir unser Wesen 
und unsere Verpflichtung erfüllen. Gewiß ist das Erste Reich bei dieser aus- 
greifenden Ordnung des europäischen Raumes durch deutsche Kraft von 
dem Vorbild des Römischen Imperiums angeregt und von den missiona- 
rischen Ideen des Christentums bestimmt worden — eines Christentums 
übrigens, das nicht in weltabgewandter Buße und Reue, sondern in welt- 
zugewandtem Lebenssinn und in der Tat seine Erfüllung fand. Aber für 
das Reich mögen Römertum und Christentum als anregende und mitbestim- 
mende Einflüsse gewirkt haben — entscheidend war für seinen Aufbau die 
deutsche Substanz, die diese fremden Kräfte aufnahm und sie sich in einem 
schöpferischen Prozeß einschmolz. 

Es ist hier nicht der Ort, über die Voraussetsungen, aus denen diese völker- 
umspannende, ordnungschaffende, friedenbewahrende Kraft des Reiches er- 
wuchs, und über die inneren Vorgänge, die zu seiner Auflösung und Zer- 
störung führten, zu handeln. Wenn dieses Reich durch den Dreißigjährigen 
Krieg tödlich getroffen wurde, so waren es nicht nur konfessionelle Spaltung 
und partikularistischer Eigennuts, die zu dem Zusammenbruch führten. Ent- 
scheidend war, daß in der europäischen Welt ein neuer Begriff sich dem 
des Reiches entgegenstellte und ihn überwand: der Begriff des Staates 
erhob sich von Frankreich aus als Gegenbegriff gegen den des Reiches und 
trat seinen Siegeszug durch Europa und über die Welt an. Wir haben uns 
daran gewöhnt, das Wort „Staat“ für die politischen Formen aller Völker 
und Zeiten anzuwenden; man spricht vom griechischen oder germanischen 
Staat, ohne dabei daran zu denken, daß der Begriff des Staates erst seit 
dem 16. Jahrhundert in seinem heutigen Sinn zur Bezeichnung einer poli- 
tischen Einheit verwandt worden ist. Dieser moderne Begriff des Staates 
hat seine maßgebende Prägung in der französischen Staatstheorie erfahren, 
und zwar in einer Bedeutung, die ihn zum politischen Kampfbegriff gegen 
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das Reich machte. Der Begriff des Reiches ging von der europäischen Einheit 
unter deutscher Führung aus; der Begriff des Staates löste diese Einheit in 
ein pluralistisches Nebeneinander unabhängiger, selbstherrlicher, souveräner 
Nationen auf. Die ordnende Macht des Reiches und der Vorrang des Kaisers 
(übrigens auch der Vorrang des Papsttums) wurden durch den Anspruch 
des nationalen Staates und des nationalen Königtums auf Souveränität in 
Frage gestellt. Politisch und geistig vollendete sich diese Emanzipation der 
souveränen Völker vom alten Reich, indem die politische Theorie vom Be- 
griff des Imperiums zu dem des Staates überging. Eben daraus erklärt sich 
die Verlegenheit der deutschen politischen Wissenschaft seit dem Ende des 
Dreißigjährigen Krieges, daß auch sie nun vom Prinzip des Staates her 
dachte und dabei feststellen mußte, daß die Wirklichkeit des Reiches mit 
diesem Begriff nicht erfaßt werden konnte. Daher stammen die mühsamen 
Überlegungen der Reichsrechtswissenschaft von Pufendorf bis Johann Jacob 
Moser, die das Reich, da es dem modernen Staatsbegriff nicht genügte, nur 
mehr als ein Monstrum und als eine Irregularität erklären konnten. Ver- 
geblich blieben die Bemühungen von Leibniz, die securitas imperii auf föde- 
rativer Grundlage neu zu entwickeln, vergeblich auch das Streben der aus- 
klingenden Reichsrechtstheorie, dem Reich den Charakter des Staates bei- 
zulegen. Die politische Wirklichkeit hatte längst entschieden, daß nicht das 
Reich, sondern daß die deutschen Territorien der Boden sein würden, auf 
dem auch in Deutschland der moderne Staat erwuchs. 

So ist nicht nur für Frankreich, sondern auch für die Territorien des 
Reiches selber der Staatsbegriff das entscheidende Mittel geworden, um sich 
von Kaiser und Reich frei zu machen und sich als unabhängige, souveräne 
Einheiten durchzusetzen. Diese Entwicklung der „Eigenstaatlichkeit‘‘ der 
deutschen Territorien hat sich in einem langsamen Prozeß vollzogen, dessen 
Anfänge schon in der staufischen Zeit liegen; selbst der Westfälische Frieden, 
der die ,,Libertat der Territorien anerkannte, ließ gewisse Bindungen der 
Reichsstände an Kaiser und Reich bestehen, und erst das 18. Jahrhundert 
hat zur vollen Souveränität der Territorien, die nun alle Attribute der 
Staatlichkeit für sich errungen hatten, geführt. Der Siebenjährige Krieg, in 
dem sich Preußen nicht nur gegenüber der vom Hause Habsburg-Osterreich 
geführten europäischen Koalition, sondern auch gegenüber Kaiser und Reich 
behauptete und durchsetste, hat die Überlegenheit des Staatsgedankens über 
den Reichsgedanken auch auf deutschem Boden erwiesen. Der Prozeß der 
partikularen Zerlegung des Reiches hatte sich nun nicht nur in Europa, 
sondern auch in Deutschland durchgesept. Während aber Frankreich im 
Zeichen des Staatsbegriffes seine nationale Einheit errang, hat in Deutsch- 
land der Staatsbegriff dazu geführt, daß die nationale Einheit in eine Viel- 
heit eigenstaatlicher Territorien aufgelöst wurde. Das deutsche Volk verlor 
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durch den Staat seine politische Einheit und Ordnung; nicht mehr das Reich, 
sondern die Territorien waren das „Vaterland“; nicht mehr das deutsche 
Volk, sondern die partikularen Volksteile empfanden sich als „Nation“. Es 
war der äußere Endpunkt dieses langen Zersetšungsprozesses, daß dann 
unter der Wucht der napoleonischen Schläge auch der Rest äußerer Einheit 
des Deutschtums zerbrach; das Reich wurde 1806 aufgelöst, die Territorien 
waren als ,,Staaten“ auch äußerlich zur vollen Souveränität aufgestiegen. 
Daß die französische politische Theorie von der selbstverständlichen Iden- 
tität von Volk und Staat ausgehen kann, während in der deutschen der 
Dualismus von Volk und Staat bis in die literarischen Fehden der letsten 
Jahre bestimmend geblieben ist, hat hier seinen entscheidenden Grund. 
Diese Einsicht darf allerdings nicht zu der naheliegenden Annahme ver- 
leiten, die Entwicklung des Staatsgedankens in Deutschland sei eine bloße 
Fehlentwicklung gewesen, eine verhängnisvolle Unterwerfung unter fremde 
Denkvorstellungen, die uns die politische Einheit des Reiches genommen 
und an ihre Stelle die partikularistische Aufspaltung gesett habe. Auch die 
politischen Formen und Begriffe haben ihre Zeit, die sie heraufführt, in der 
sie sich vollenden und mit der sie versinken. So war mit dem Anbruch der 
modernen Zeit das Schicksal des Ersten Reiches der Deutschen erfüllt, und 
der Begriff des Staates erlangte nun seine gemeineuropäische und welt- 
gültige Evidenz. Das Reich hatte seine Wirkungsmächtigkeit verloren und 
konnte dem deutschen Volke nicht mehr Schutz und Sicherheit in den be- 
ginnenden europäischen Kämpfen geben; die partikularen staatlichen Ge- 
walten traten auch in Deutschland an seine Stelle, um die großen politischen 
Aufgaben der modernen Zeit zu erfüllen. Wie sehr auch Frankreich sich 
bemühte, die im Staatsbegriff enthaltene Libertät und Souveränität der 
deutschen Territorien für seine hegemonialen Pläne auszunutsen, der deutsche 
partikulare Staat entwickelte sich doch zu einer eigenständigen politischen 
Form, deren geschichtliche Bedeutung gerade in der Erhaltung der deutschen 
Selbständigkeit liegt. Die großen und unvergänglichen politischen Leistungen 
der neueren Zeit — die Errichtung der stehenden Heere, die Entwicklung 
eines leistungsstarken Berufsbeamtentums, die Erfüllung der großen Ver- 
waltungsaufgaben auf dem Gebiete des Verkehrswesens und des Wirt- 
schaftslebens — sind in Deutschland vom partikularen Staate, und zwar 
nicht in geistiger Abhängigkeit von Frankreich, sondern in eigentümlich 
deutscher Weise erbracht worden. Wenn nach dem unerhörten Blutverlust 
des Dreißigjährigen Krieges das deutsche Volk überhaupt erhalten blieb, 
wenn es sich gegen Türken und Franzosen im ganzen doch behauptet hat, 
so ist das wesentlich eine Leistung der neuaufsteigenden staatlichen Mächte, 
auch der habsburgisch-österreichishen Hausmacht, die sich im Abwehr- 
kampf eingesest hatten und dem deutschen Volke die Existenz und die 
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Möglichkeit neuer großer Leistungen sicherten. Ich sehe darin keinen Vor- 
gang geistiger Unterwerfung, sondern einen unvergleichlichen Triumph 
deutscher politischer Gestaltungskraft, daß die Idee des Staates nicht im 
Frankreich Ludwigs XIV., sondern im Preußen Friedrichs ihre vollendete 
Formgebung fand. Mit dem „Staat“ erwuchs dem deutschen Volke, zunächst 
auf dem Boden der Territorien, eine neue politische Ordnungs- und Ge- 
staltungsmacht, die unentbehrlich war, wenn das deutsche Volk in einen 
neuen Aufstieg zu politischer Größe eintreten sollte. Es ist das unverlier- 
bare Verdienst des Preußentums, im 18. Jahrhundert, indem es dem Ge- 
danken des Staates seine vollendete Ausprägung gab, dem deutschen Volk 
eine neue Formkraft vermittelt zu haben, die später für die Erneuerung 
des Reiches fruchtbar gemacht werden konnte. 

Seit dem Zusammenbruch von 1806 hat das deutsche Volk um die Wieder- 
herstellung des Reiches gerungen. Die Voraussegung dafür war eine dop- 
pelte: das deutsche Volk mußte sich einmal seiner Einheit, die es in der 
Zeit der partikular-staatlichen Aufspaltung verloren hatte, wieder bewußt 
werden; es mußte zum anderen diese Einheit nicht nur als eine geistige und 
kulturelle Gemeinschaft, sondern zugleich als eine politische Einheit der 
gemeinsamen Aktion neu verstehen und gestalten. Das Erwachen des deut- 
schen Nationalbewußtseins ist der entscheidende Vorgang, der sich in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts vorbereitete und der dann in den 
Freiheitskriegen zur politischen Tat durchbrach. In den Schriften Justus 
Mösers, des Osnabrücker Patrioten, und Herders hat sich das urtümlich 
deutsche Nationalbewußtsein durchgerungen; es hat im Volke Wurzeln ge- 
schlagen und dann in der Zeit der Freiheitskriege in Dichtern wie Hölder- 
lin und Kleist, in Philosophen wie Fichte und Hegel, in Soldaten wie Scharn- 
horst und Gneisenau, und in Staatsmännern wie dem Frhr. vom Stein seine 
machtvolle Manifestation gefunden. Das große Ziel, in dem die Männer 
der Befreiungszeit sich verbunden wußten, das Ziel auch, in dem die mann- 
hafte Jugend, die 1813 zu den Fahnen eilte, sich einig war, war die Wieder- 
herstellung des nationalen Reiches der Deutschen. Aber noch war die Zeit 
nicht reif für diese Erneuerung. Der Traum des Reiches versank, als auf 
dem Wiener Kongreß der Staatskanzler Fürst Metternich Europa und 
Deutschland erneut auf der Grundlage des Staatsprinzips und des Gleich- 
gewichts der Kräfte zu ordnen unternahm. Die Souveränität der Staaten, 
die des besiegten Frankreich so gut wie die der deutschen Territorien, wurde 
zur Grundlage der Neuordnung gemacht. Deutschland wurde nicht als 
Reich neu geformt, sondern es wurde nun als ein Bund von souveränen 
Einzelstaaten, als ,,Staatenbund“, neu organisiert. So hatte erneut der 
Staatsgedanke über den Reichsgedanken triumphiert. 
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Die Revolution von 1848 hatte das Ziel, diesen im deutschen Bund ver- 
körperten dynastischen Etatismus zu überwinden und das Reich der Deut- 
schen zu erneuern. Da die Fürsten sich auf dem Wiener Kongref dieser 
Aufgabe um ihrer „Souveränität“ willen versagt hatten, ging nun das Volk 
daran, sich selbst im Reich eine neue politische Form zu schaffen. Ein bürger- 
liches Reich der Freiheit und Einheit sollte an Stelle der dynastischen Viel- 
staaterei entstehen. Aber nach einem erfolgreichen Beginn versandete der 
revolutionäre Ansturm in den Verhandlungen der Frankfurter National- 
versammlung. Einer der Gründe dafür lag darin, daß es nicht gelang, den 
scheinbaren Gegensatz zwischen dem Nationalgedanken und dem Reichs- 
gedanken zu überbrücken'. Der Nationalgedanke schien zu verlangen, daß, 
ebenso wie dem deutschen Volk, so auch jedem anderen europäischen Volke, 
den Polen und Tschechen, den Ungarn und Italienern, volle politische Ein- 
heit und Freiheit geschaffen werde. Damit hätte Osterreich auf die weiten 
Gebiete seines Raumes, die von nichtdeutschen Nationen besiedelt waren, 
verzichten müssen. Der Reichsgedanke aber wies das deutsche Volk über 
seine unmittelbaren Volksgrenzen hinaus auf die Aufgabe der Gestaltung 
und Ordnung des ganzen mitteleuropäischen Raumes hin; er verlangte eine 
Form, die diesen nichtdeutschen Gebietsteilen Österreichs auf der Grund- 
lage der nationalen Selbstverwaltung ihre Zugehörigkeit zum Reichsganzen 
erhalten hätte. So traten sich hier der Nationalgedanke und der Reichs- 
gedanke entgegen, und die Unlösbarkeit dieses Konflikts führte schließlich 
dazu, daß man sich in Frankfurt für die ,,kleindeutsdhe Lösung“ entschied, 
die auch den Deutschen Österreichs den Zutritt zum Reich verwehrte. Da- 
mit hatte ein verengerter Nationalgedanke sich gegenüber dem Reichsge- 
danken durchgesetzt. Aber auch der Staatsgedanke lehnte sich erneut gegen 
den Reichsgedanken auf; die territorialen Gewalten, die sich inzwischen aus 
der Niederlage des März 1848 erholt hatten, widersetsten sich dem Frank- 
furter Verfassungswerk; der preußische König lehnte die Kaiserkrone ab; 
die bürgerlich-nationale Revolution wurde von den staatlichen Kräften 
niedergeschlagen. 

Es gehört zu den schmerzlichen Erinnerungen der deutschen Geschichte, 
daß weder der erste Aufbruch der deutschen Jugend 1813—15 noch der 
Vorstoß des gereiften Bürgertums in der Revolution von 1848 zu dem er- 
sehnten Ziel der deutschen Einheit und Freiheit führte. Beide Male stand 
der partikulare und dynastische Staat der Verwirklichung des national- 
deutschen Reichsgedankens übermächtig entgegen. Noch einmal tat sich die 
Kluft zwischen Volk und Staat in ihrer ganzen Tiefe auf. Erst der großen 
Tat Bismarcks gelang es, den Gegensatz zwischen dem bürgerlichen Natio- 


* Vgl. E. R. Huber, Der Volksgedanke in der Revolution von 1848. Z. f. ges. 
Staatswiss., Bd. 99 (1938), S. 419 ff. 
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nalismus und der territorial-dynastischen Staatlidhkeit zu überwinden und 
das Reich zu erneuern. Es braucht hier nicht darüber gesprochen zu werden, 
wie groß und unvergänglich die Leistung des Reichsgriinders ist. Unendlich 
waren die Schwierigkeiten außen- und innenpolitischer Art, die zu über- 
winden waren; unvergleichlich war die Klugheit und Tatkraft, mit der sie 
gemeistert wurden. Das Reich wurde nun wieder zur ordnenden und ge- 
staltenden Mitte Europas; als „ehrlicher Makler“ griff Bismarck schlichtend 
und vermittelnd in die europäischen Probleme ein. Der Erwerb der Kolo- 
nien, die Entwicklung der überseeischen Handelsbeziehungen, die Errichtung 
der Seemacht schufen über die europäische Geltung hinaus die Weltgeltung 
des Reiches. Die Souveränität der deutschen Einzelstaaten war der Souve- 
ränität des Reiches gewichen, das nun selber die Staatlichkeit erworben 
hatte. Nation, Staat, Reich schienen zur Einheit geworden zu sein. 


Aber die politische Wirklichkeit war doch von dieser vollen Identität von 
Nation, Staat und Reich noch entfernt — und mit dem Sturz des Reichs- 
gründers entfernte sie sich immer weiter von diesem Ideal. Auch Bismarck 
hatte sich mit der „kleindeutschen Lösung“ begnügen müssen; die Deutschen 
Österreichs gehörten nicht zum Reich. Auch Bismarck hatte die Nation 
innerlich nicht ganz für Staat und Reich gewinnen können; die politischen 
Parteien blieben Vertreter des organisierten Mißtrauens gegen den Staat, 
und es gab reichsfeindliche Parteien, die Bismarck zu einem aufreibenden 
Kampfe zwangen. Auch Bismarck hatte die Eigenstaatlichkeit der Länder 
nicht beseitigen können; sie blieben Staaten neben dem Reich und wachten 
eifersüchtig über die Rechte und Kompetenzen, die die Verfassung ihnen 
gewährte. In der europäischen Gesamtordnung aber blieb das Reich ein 
Staat neben anderen souveränen Staaten; die großen Mächte des Westens, 
England und Frankreich, erhoben sich zum Widerstand gegen die kontinen- 
tale und weltweite Geltung des Reiches. Europa war nicht durch eine hege- 
moniale Vormacht geordnet und befriedet, sondern blieb ein pluralistisches 
System gleichberechtigter und souveräner Staaten. Im Hinblick auf die euro- 
päische Situation war auch das Bismarck’sche Reich nur ein Staat — es war 
noch nicht zum Reich in dem vollen ehrwürdigen und verpflichtenden Sinne 
der deutschen Überlieferung geworden. 


2. Staat, Volk und Reich 


Die nationalsozialistische Bewegung hat in den Jahren ihres Kampfes 
und verstärkt seit der Machtergreifung um die volle Verwirklichung des 
Reichsgedankens gerungen. Zunächst kaum bewußt, dann aber immer deut- 
licher hat sich der Reichsgedanke dabei als das politische Prinzip entfaltet, 
durch das der in der deutschen geschichtlichen Entwicklung angelegte Dua- 
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lismus von Volk und Staat auf einer höheren Stufe aufgehoben worden ist. 
Auch der Streit um das Verhältnis von Volk und Staat‘, der unsere deutsche 
Theorie in den letsten Jahren fast über Gebühr in Anspruch genommen 
hat, findet im Begriff und in der Idee des Reiches seine dialektische Lösung. 
Denn der Begriff des Reiches darf nicht als ein bloßer Gegensatz zum Volks- 
gedanken oder zum Staatsgedanken verstanden werden; vielmehr sind auch 
der Volksbegriff und der Staatsbegriff in der Reichsidee mit enthalten und 
gelangen erst dadurch zu ihrem vollen und unverfälschten Sinn. 


Nur von einem echten Begriff des Reiches aus kann der Volksgedanke 
in seiner ganzen Tiefe erfaßt und zum Ausgangspunkt der politischen Ge- 
samtgestaltung gemacht werden. Es braucht hier nicht im Einzelnen wieder- 
holt zu werden, was in der politischen Theorie über die zentrale Bedeutung 
des völkischen Prinzips in den letzten Jahren erarbeitet worden ist”. Das 
Volk ist die schöpferische Kraft und die tragende Substanz, aus der das 
Reich erwächst und zur politischen Ordnung geformt wird. Die existentielle 
Bestimmtheit des Volkes durch seine natürlich-biologische Leibhaftigkeit 
wie durch seine geistig-geschichtliche Prägung ist die unverzichtbare und 
selbstverständliche Voraussetzung des deutschen politischen Denkens über- 
haupt; und dieses völkische Prinzip hat seine volle Bekräftigung erst in dem 
Geschehen dieses Krieges gefunden, in dem durch die Heimkehr entrissener 
Gebiete und durch die Rücksiedlung deutscher Volksgruppen die völkische 
Einheit in einem unvorgestellt weiten Maße politisch verwirklicht werden 
konnte. So hatte das Erwachen des Deutschtums zum politischen Volk ein 
doppeltes Ergebnis: Über die Verschiedenheiten der Geburt und des Be- 
sizes, der Stände, Klassen und Konfessionen hinweg entstand die Einheit 
der Volksgemeinschaft; über die staatlichen Grenzen hinweg wurde die Ein- 
heit des Deutschtums im europäischen Siedlungsraum bewußt erlebt. Die 
Erneuerung des großdeutschen Gedankens aber lenkte von selbst auf die 
überlieferte Reichsidee zurück. Denn der Volksgedanke wird erst recht be- 
griffen, wenn er die Zuordnung zur Idee des Reiches erfährt, da erst so 
das Verhältnis des deutschen Volkes zu den übrigen Völkern Europas zu- 
treffend erfaßt werden kann. Der isolierte Volksgedanke führt leicht zu 
einer völkischen Selbstgenügsamkeit, einer Art von geistiger Autarkie, 
leicht auch zu einer völkischen Selbstüberheblichkeit und Übersteigerung, 
während erst aus der Verbindung mit der Reichsidee die sowohl führende 


wie verantwortliche Stellung des deutschen Volkes in der europäischen 
Völkergemeinschaft hervorgeht. 


* Dazu zulest K. G. Hugelmann, Volk und Staat im Wandel deutschen 
DE däer — E Becker, Volk und Staat in Lehre und Wirklichkeit (1941). 
Vel. R. Huber, Verfassungsrecht des Grof deutschen Reiches (1939), 
me LK "ausführlichen Literaturangaben). Kritisch vi H Gerber, Der po- 
litische Begriff des Volkes. Arch. 6. R., N.F. 31 (1940), S. 129 ff. 
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Zugleich aber gewinnt neben dem völkischen Prinzip auch der Staats- 
gedanke erst aus der Überhöhung im Begriff des Reiches seinen eigent- 
lichen Sinn. Die geschichtliche Erfahrung hat dem deutschen Volk gezeigt, 
daß es nur zu bestehen und sich selbst zu erfüllen vermag, wenn es sich 
eine politische Ordnung schafft, die alle Attribute der Staatlichkeit besitzt. 
Zum Wesen des Staates gehört die innere Einheit, die zwar eine gewisse 
landschaftliche Gliederung verträgt, die aber eine partikularistische Auf- 


` spaltung in ein Nebeneinander von Einzelstaaten nicht zuläßt. Daher war 


es notwendig, die verhängnisvolle Eigenstaatlichkeit der Länder zu be- 
seitigen und durch einen umfassenden Neuaufbau die ,,Reichsgaue“ voll- 
kommen unter die politische Gesamtführung zu stellen. Diese Entwicklung 
ist durch die Einrichtung der Reichsstatthaltereien eingeleitet worden; sie 
harrt in den Ländern des Altreiches noch ihres vollen Abschlusses, während 
sie in den neu eingegliederten Gebieten bereits rein ausgeprägt ist. Diese 
Reichsgaue haben keine Staatlichkeit mehr; nur das Reichsganze ist „Staat“. 
Darüber hinaus sind im neuen Reich alle Einzelzüge echter Staatlichkeit 
voll entfaltet. Der gewaltige Aufbau der Wehrmacht, die Durchbildung 
des einheitlichen Beamtenkörpers, die umfassenden Funktionen der Ver- 
waltung — das alles sind Steigerungen und höchste Entfaltungen der Kräfte 
und Einrichtungen, die mit dem modernen Staat entstanden sind. Die straffe 
Ordnung, die gebietende Autorität, die zupackende Hoheitsgewalt, die den 
modernen Staat kennzeichnen, sind seit 1933 in einer Weise entwickelt und 
ausgebaut worden, daß das Reich zum stärksten staatlich organisierten 
Machtfaktor Europas geworden ist. In einer glanzvollen und folgerichtigen 
Politik aber wurde vor allem jene Qualität der Staatlichkeit wiederher- 
gestellt, die entscheidend für den Staatsbegriff ist, nämlich die Souveränität. 
Die Fesseln des Versailler Diktats, die dem Weimarer Staat die Souverä- 
nität geraubt hatten, wurden gebrochen, die Wehrhoheit erneuert, das 
Rheinland aus der Entmilitarisierung erlöst, die Reichsgewalt im Saar- 
gebiet wiedergewonnen, Reichsbank und Reichsbahn aus internationalen 
Bindungen befreit, die deutschen Ströme und Kanäle der ausschließlichen 
Reichshoheit wieder unterstellt. So trat Deutschland wieder als gleichberech- 
tigte souveräne Macht — d.h. als Staat im vollen Wortsinn — in den Kreis 
der europäischen Nationen ein. Nicht die Polemik gegen den Staat, sondern 
die Aufnahme aller Elemente der Staatlichkeit in den Reichsbegriff ist die 
Aufgabe, vor der die deutsche Theorie der Politik steht. 

Doch erschöpfte sich die nationalsozialistische Revolution nicht in dieser 
Wiederherstellung der deutschen Staatlichkeit; ihr eigentliches Ziel war 
nicht der deutsche Staat, sondern das Großdeutsche Reich. Sie griff damit 
über die bloße Herstellung einer binnendeutschen Ordnung hinaus und 
trat zur Lösung der großen europäischen und Weltaufgaben an. Wenn es 
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galt, dem deutschen Volk Frieden und Sicherheit zu schaffen, so zeigte sich 
bald, daß dieses Ziel nur erreicht werden konnte, wenn darüber hinaus in 
Europa und der Welt Frieden und Sicherheit, pax et securitas, wiederher- 
gestellt wurden. In umfassenden Vorschlägen zu einer friedlichen Revision 
ist der Führer zunächst an diese Aufgabe herangegangen; Frankreich und 
England haben diese friedliche Verständigung abgelehnt. So mußten durch 
die einseitige Tat des Führers die großen europäischen Probleme zur Ent- 
scheidung gebracht werden. Nachdem die Staatlichkeit des Reiches selbst 
gesichert worden war, konnten die Fragen, die durch die Abtrennung Uster- 
reichs und des Sudetenlandes sowie des Memellandes vom Reich entstanden 
waren, gelöst werden. Die losgerissenen Volksgebiete und Volksteile wurden 
in das Ganze des Reiches zurückgeführt; das Kleindeutsche wurde zum 
Großdeutschen Reich. In einer zweiten Gruppe von Vorgängen wurden die- 
jenigen Raumprobleme gelöst, die durch die Einsprengung fremder Volks- 
gebiete in den Reichskörper entstanden. So gelang es, das tschechische Pro- 
blem einer friedlichen Regelung zuzuführen. Auch das Korridorproblem und 
die Danziger Frage waren für eine friedliche Regelung auf Grund groß- 
zügiger Angebote des Führers reif, als der englische Wille zum Krieg das 
polnische Volk in einen sinnlosen Widerstand und in die Vernichtung trieb. 

Durch den Krieg aber ist die Aufgabe des Reiches zur völligen Neuord- 
nung Europas und der Welt in ihre entscheidende Stunde getreten. Wir 
stehen heute vor Problemen, die weit über das hinausgehen, was uns allen 
bei der Machtergreifung des Nationalsozialismus unmittelbar vor Augen 
stand. Nicht nur, daß es nun auch im Westen gelungen ist, weitere Teile 
des deutschen Volksbodens in das Reich zurückzuführen. Eupen und Mal- 
medy, Luxemburg, Lothringen und das Elsaß haben den Weg ins Reich 
wiedergefunden. Weit über solche Verwirklichungen des völkischen Prinzips 
hinaus stehen wir nun vor der großen geschichtlichen Verantwortung, an 
der Stelle des europäischen Systems, das durch die englisch-französische 
Hegemonie geschaffen war, eine neue europäische Ordnung zu errichten, die 
den Völkern einen dauernden Frieden und ständige Sicherheit gewährt. 
Wir haben alle miterlebt und erleben es in dieser gewaltigen Zeit täglich 
neu, wie diese über den deutschen Volksboden und Siedlungsraum hinaus- 
gehende eigentliche Reichsaufgabe vom deutschen Volk durch die Taten des 
Führers aufgegriffen und bewältigt wird. Über die einzelnen Abschnitte 
dieses geschichtlichen Prozesses, der der Sinn der großen Epoche, in die wir 
gestellt sind, ist, braucht hier nicht berichtet zu werden. Es genügt die Fest- 
stellung, daß die Idee des Reiches uns über den engen Standpunkt völkischer 
Selbstgenügsamkeit hinausweist und vor eine höhere Verantwortung als die 
der partikularen Selbstbehauptung stellt. 
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I. DAS REICHSBURGERRECHT 
1. Staatsangehörigkeit, Volkszugehörigkeit, Reichsbürgerrecht 


Wenn es in den Kämpfen der großen Zeit, in der wir stehen, darum geht, 
das Reich als bestimmende Ordnung Deutschlands und Europas zu gestalten, 
so kommt hierbei dem Problem des Reichsbürgerrechts maßgebende Bedeu- 
tung zu. Für jedes große Reich der Geschichte ist es eine entscheidende poli- 
tische Frage, wer ein vollberechtigtes und vollverpflichtetes Glied des Rei- 
ches ist. Für das Staatsrecht des Römischen Reiches insbesondere war das 
Bürgerrecht eine wesentliche Institution. Das Civis Romanus sum war 
eine Formel, die das Bürgersein im vollen Sinne zum Ausdruck brachte, 
und wo immer in fremden Gebieten eine zunächst unterworfene und be- 
herrschte Bevölkerung das römische Bürgerrecht erhielt, stieg sie damit aus 
der geknechteten Stellung des bloßen Reichs-Untertanen zu der vollwer- 
tigen Stellung des Reichs-Bürgers auf. Dem mittelalterlichen Deutschen Reich 
hat die Dichtigkeit der staatlichen Existenz gefehlt, die die Voraussetzung 
für eine genaue und sichere Bestimmung des Bürgerrechtes ist. Erst die 
Territorialstaaten des Absolutismus haben die ,,Staatsangehörigkeit“ ihrer 
Untertanen zu einer festen rechtlichen Position entwickelt. Als dann mit 
dem Zweiten Reich über die Territorialstaaten ein weiterer staatlicher Ver- 
band trat, der den Anspruch auf Souveränität erhob, kam es entscheidend 
darauf an, ob die bisherige Staatsangehörigkeit in den Einzelstaaten be- 
stehen bleiben oder ob statt ihrer eine Reichs-Staatsangehörigkeit eingeführt 
werden sollte. Die Reichsverfassung von 1871 ist einen mittleren Weg ge- 
gangen: sie hat die Landes-Staatsangehörigkeit erhalten, zugleich aber eine 
Reichs-Staatsangehörigkeit eingeführt. Dabei galt die Landes-Staatsange- 
hörigkeit als das primäre Verhältnis; die Reichs-Staatsangehörigkeit schloß 
sich an sie an, sie war mittelbarer Natur. Die Reichs-Staatsangehörigkeit 
war daher vom Erwerb oder Verlust der Landes-Staatsangehörigkeit ab- 
hängig; die Einbürgerung von Ausländern lag in der Hand der Landes- 
behörden; eine „unmittelbare“ (also ohne Vermittlung durch die Landes- 
Staatsangehörigkeit bestehende) Reichs-Staatsangehörigkeit gab es nur in 
Ausnahmefällen, denen große Bedeutung nicht zukam. So war das Staats- 
angehörigkeitsrecht des Zweiten Reiches ein besonders deutlicher Ausdruck 
für die Struktur des damaligen Föderalismus; die politische Bindung des 
Bürgers an den Einzelstaat war bestimmend; die Bindung an das Reich trat 
erst sekundär hinzu. Nun ist kein Zweifel, daß sich in der politischen Ent- 
wicklung des Reiches die unitarischen Elemente ständig verstärkten und 
daß insbesondere im allgemeinen Bewußtsein die Reichseinheit immer leben- 
diger gegenüber der Eigenstaatlichkeit der Territorien hervortrat. Trotzdem 
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hielt auch das Reichs-Staatsangehörigkeitsgeseg von 1913 an dem Primat 
der Landes-Staatsangehörigkeit fest. Die Unfähigkeit des Weimarer Sy- 
stems zur sachgebotenen Fortbildung des Rechtes trat vor allem darin her- 
vor, daß der Vorrang der Landes-Staatsangehörigkeit erhalten blieb, ob- 
wohl allgemeine Übereinstimmung darüber bestand, daß es sich hier um 
eine längst überholte Einrichtung handle. Erst die nationalsozialistische Re- 
volution hat durch eine klare Entscheidung die Landes-Staatsangehörigkeit 
beseitigt; es gibt nur noch eine Staatsangehörigkeit — die im Reiche. 

Schwieriger aber als dieses der föderalistischen Entwicklung des Reiches 
entstammende Problem war ein anderes, das sich aus dem Verhältnis von 
Volkszugehörigkeit und Staatsangehörigkeit ergab. An sich bekennt sich das 
deutsche Staatsangehörigkeitsrecht zum jus sanguinis, dem Blutsrecht 
oder Abstammungsprinzip. Deutscher Staatsangehöriger ist also nicht wie 
nach dem jus soli, dem Bodenrecht, jeder, der auf deutschem Boden ge- 
boren wird, gleichviel welches die Staatsangehörigkeit der Eltern ist, son- 
dern deutscher Staatsangehöriger ist nur, wer von Eltern deutscher Staats- 
angehörigkeit abstammt. Trotsdem hat dieses jus sanguinis nicht vermocht, 
die Übereinstimmung von Volkszugehörigkeit und Staatsangehörigkeit zu 
sichern. Einmal wohnen von alters her oder auf Grund jüngerer Einwan- 
derung Angehörige fremden Volkstums auf deutschem Boden; sie wurden 
in den Untertanenverband aufgenommen und erhielten damit automatisch 
die Staatsangehörigkeit. Sodann sind mit der Emanzipation der Juden in 
einem gewissen Umfang Angehörige artfremder Rasse in die Staatsange- 
hörigkeit deutscher Territorien aufgenommen worden. Schließlich sind durch 
Einbürgerung oder Eheschließung weitere Angehörige fremden Volks- 
tums oder fremder Rasse zur deutschen Staatsangehörigkeit gekommen. 
Aus solcher Erweiterung der Staatsangehörigkeit auf Angehörige fremden 
Volkstums oder fremder Rasse ergibt sich, daß wir nicht von einer selbst- 
verständlichen Identität von Volksgenossen, Staatsangehörigem und Reichs- 
bürger ausgehen können, sondern daß ein dreifacher Sachverhalt besteht: 
1. Es gibt Fälle, in denen Angehörige fremden, doch artverwandten Volks- 
tums ganz in das deutsche Volkstum eingeschmolzen werden, ein Vorgang, 
der Einzelne oder ganze Volksgruppen ergreifen kann. 2. Es gibt Fälle, in 
denen Angehörige fremden, doch artverwandten Volkstums sich pop des 
Besitzes der deutschen Staatsangehörigkeit bewußt vom deutschen Volkstum 
scheiden und ihre angestammte Art zu bewahren suchen. Hier kann auch 
umgekehrt die Einschmelzung vom deutschen Volkstum her als unerwünscht 
erscheinen. 3. Es gibt Fälle, in denen Angehörige rassefremden Volkstums 
zwar im Besit; der deutschen Staatsangehörigkeit sind, vielleicht auch die 
nationale Assimilation erstrebt haben, auf Grund ihrer Artverschiedenheit 
aber nicht im deutschen Volkstum aufgehen konnten. 
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In dem ersten Falle erleichtert die Aufnahme in den Staatsangehörigkeits- 
verband den natürliden Vorgang der vollständigen Einschmelzung. Im 
zweiten Fall bewirkt die Aufnahme in den Staatsangehörigkeitsverband 
wenigstens eine Pflichtbindung der Angehörigen des fremden Volkstums, 
das im übrigen in seiner Sonderung erhalten bleibt, an den deutschen Staat. 
Im dritten Fall dagegen verdeckt die Aufnahme in den Staatsangehörig- 
keitsverband äuBerlich eine Artverschiedenheit, die nicht überbrückt werden 
kann. Hier miissen aus dem Widerspruch von rechtlicher Gleichstellung und 
wesensmäßiger Verschiedenheit notwendig die schwersten Konflikte ent- 
stehen, insbesondere dann, wenn diese Situation zu einer Schein-Assimila- 
tion ausgenutst wird. Die verhängnisvolle Lage, die sich hier durch den 
Versuch der jüdischen Assimilation entwickelt hat, ist bekannt. Der Natio- 
nalsozialismus hat in seinem Programm von 1920 gefordert, daß die deutsche 
Staatsangehörigkeit auf Volksgenossen beschränkt und daß sie den Juden 
entzogen werde. Das Reichsbürgergesets vom 15. September 1935 hat diese 
Frage dahin entschieden, daß den Juden zwar die Staatsangehörigkeit be- 
lassen wurde; doch wurde nun das besondere Reichsbürgerrecht eingeführt, 
das allein den Staatsangehörigen deutschen oder artverwandten Blutes zu- 
steht; nur dieses Reichsbürgerrecht führt den Besits der vollen politischen 
Rechte herbei. Es sind damit auf Grund der besonderen deutschen Entwick- 
lung drei verschiedene Rechtspositionen zu unterscheiden: Die Staatsan- 
gehörigkeit, die lediglich die Zugehörigkeit zum Schut- und Pflichten- 
verband des Reiches ausdrückt und daher eine formale Rechtsstellung be- 
deutet; die Volkszugehörigkeit, die an die blut- und gesinnungsmä- 
Bige Zugehörigkeit zum deutschen Volkstum anknüpft und daher teils enger 
ist als die Staatsangehörigkeit, indem sie volksfremde oder rassefremde 
Staatsangehörige ausschließt, teils aber auch weiter ist als die Staatsange- 
hörigkeit, indem sie die Volksdeutschen, die im Ausland leben und eine 
fremde Staatsangehörigkeit besitzen, einschließt; das Reichsbürgerredt, 
das sowohl die deutsche Staatsangehörigkeit wie die Zugehörigkeit zum 
deutschen oder artverwandten Volkstum voraussetst. 


2. Durchführung bei der Eingliederung neuer Gebietsteile 


Vom Besitz des Reichsbürgerrechts waren ursprünglich nur die Juden und 
die Angehörigen anderen rassefremden Volkstums ausgeschlossen, dagegen 
kam das Reichsbürgerrecht allen sonstigen deutschen Staatsangehörigen zu, 
auch wenn sie nicht deutschen, sondern artverwandten Blutes waren. So 
wurden etwa ein Schwede oder Franzose, ein Italiener oder Ungar, der 
selbst oder dessen Eltern die deutsche Staatsangehörigkeit erworben hatten, 
deutsche Reichsbürger. Ebenso wurden Angehörige des dänischen Volks- 
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tums im deutschen Nordschleswig oder Angehörige des polnischen Volks- 
tums in Deutsch-Oberschlesien deutsche Reichsbürger, sofern sie nur die 
deutsche Staatsangehörigkeit besaßen. Volkszugehörigkeit und Reichsbürger- 
recht deckten sich also nicht. Bei der Wiedervereinigung der Ostmark mit 
dem Reich wurde dieser Grundsatz beibehalten; die bisherigen österreichi- 
schen Staatsangehörigen, die dem tschechischen oder einem anderen nicht- 
deutschen, aber artverwandten Volkstum angehörten, wurden deutsche 
Staatsangehörige und zugleich deutsche Reichsbürger. Bei der Eingliederung 
des Sudetenlandes wurde diese Praxis zum ersten Male modifiziert. Da in 
den mit dem Reich wiedervereinigten Gebieten auch Angehörige des tsche- 
chischen Volkstums ansässig waren, die Regelung der sudetendeutschen 
Frage aber die genaue Scheidung der beiden Volkstümer erstrebt hatte, 
suchte man das in den sudetendeutschen Gebieten ansässige Tschechentum 
möglichst vom Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit und des Reichs- 
bürgerrechts auszunehmen. Durch Vertrag mit der Tschecho-Slowakei vom 
30. November 1938 wurde daher der Erwerb der deutschen Staatsange- 
hörigkeit (und damit auch des Reichsbürgerrechts) auf diejenigen Personen 
beschränkt, die am 10. Oktober 1938 ihren Wohnsit; in den mit dem Reich 
vereinigten Gebieten hatten und ferner entweder vor dem 1. Januar 1910 
in diesen Gebieten geboren waren oder mit dem 10. Januar 1920, dem Tag 
des Inkrafttretens des Versailler Diktats, die deutsche Staatsangehörigkeit 
verloren hatten oder Kinder oder Enkelkinder oder Ehefrauen solcher Per- 
sonen sind. Die seit 1910 in die sudetendeutschen Gebiete zugewanderten 
Tschechen und ihre Abkömmlinge wurden damit von dem Erwerb der deut- 
schen Staatsangehörigkeit ausgenommen; das Reich konnte verlangen, daß 
sie-innerhalb einer Frist von drei Monaten in das tschechische Gebiet zurück- 
kehrten. Darüber hinaus aber war allen Personen nichtdeutscher Volks- 
zugehörigkeit (insbesondere den Tschechen), die auch nach diesen Bestim- 
mungen die deutsche Staatsangehörigkeit erworben hätten, weil sie bereits 
vor 1910 in den eingegliederten Gebieten ansässig waren, die Option für 
die tschecho-slowakische Staatsangehörigkeit gestattet. Umgekehrt konnte 
auch die tschecho-slowakische Regierung fordern, daß Personen deutscher 
Volkszugehörigkeit, die seit 1910 in das tschecho-slowakische Restgebiet 
eingewandert waren, in das deutsche Gebiet abwanderten, wodurch sie die 
tschecho-slowakische Staatsangehörigkeit verloren und die deutsche erwar- 
ben’. Die schon vor 1910 im tschecho-slowakischen Restgebiet ansässigen 
deutschen Volkszugehörigen konnten für die deutsche Staatsangehörigkeit 
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? Das legte ist in dem Vertrag zwar nicht ausdrücklich gesagt; es heißt nur: 
„die Deutsche Regierung wird sie in ihr Gebiet aufnehmen“, doch ist der Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit in diesem Falle nach dem Sinn des Vertrages 
als selbstverständlich anzunehmen. 
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optieren. Diese ganze sehr komplizierte Regelung diente dem Ziel, Volks- 
zugehörigkeit, Staatsangehörigkeit und Reichsbürgerrecht möglichst zur Dek- 
kung zu bringen. Trotsdem hat sie nicht verhindert, daß in einem gewissen 
Umfang altansässiges Tschechentum in den sudetendeutschen Gebieten in 
den Besitz; der deutschen Staatsangehörigkeit und damit zugleich des Reichs- 
bürgerrechts gelangt ist. Denn vom Erwerb des Reichsbürgerrechts blieben 
genau wie im Altreich und in der Ostmark nur die Juden ausgeschlossen, 
während tschechische Volkszugehörige, sofern sie überhaupt deutsche Staats- 
angehörige wurden, damit auch das Reichsbürgerrecht erwarben. 

Bei der Eingliederung des Protektorats Böhmen und Mähren in das Reich 
dagegen wurde zum ersten Male das Volkstumsprinzip zur klaren Grund- 
lage der Staatsangehörigkeit und des Reichsbürgerrechtes gemacht. Deutsche 
Staatsangehörige und Reichsbürger wurden nur die volksdeutschen Bewoh- 
ner des Protektorats. Personen nichtdeutscher Volkszugehörigkeit erwarben 
die besondere Staatsangehörigkeit des Protektorats. Damit ist die Volks- 
zugehörigkeit im Protektorat von der größten rechtlichen Tragweite ge- 
worden. Deutsche Volkszugehörige besitzen als deutsche Staatsangehörige 
und Reichsbürger die vollen politischen Rechte im Reich; sie sind wehr- 
pflichtig und unterstehen der deutschen Gerichtsbarkeit; sie sind den Be- 
stimmungen des Blutschut;gesezes unterworfen. Nichtdeutsche Volkszuge- 
hörige dagegen besitsen als Staatsangehörige des Protektorats politische 
Rechte nur innerhalb der Protektoratsverwaltung; sie sind nicht wehr- 
pflichtig, unterstehen der autonomen Gerichtsbarkeit des Protektorats und 
sind durch das Blutschutgesets nicht gebunden. Mit umfassender Tragweite 
ist hier somit die von der Volkszugehörigkeit abhängige doppelgleisige 
Staatsangehörigkeit entwickelt worden‘. 

Bei der Wiedervereinigung des Memellandes mit dem Reich wurde be- 
stimmt, daß alle Memelländer, die die deutsche Staatsangehörigkeit durch 
die Wegnahme des Memellandes mit dem 30. Juli 1924 verloren hatten, 
die deutsche Staatsangehörigkeit wieder erwerben, wenn sie am 22. März 
1939 ihren Wohnsitz; im Memelland oder im deutschen Reichsgebiet hatten. 
Die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben auch diejenigen, die ihre Staats- 
angehörigkeit von einem solchen Memelländer ableiten, d.h. vor allem die 
Abkömmlinge, ferner die Ehefrauen der repatriierten Memelländer, auch 
wenn bei ihnen selbst die unmittelbaren Voraussetsungen für den Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit nicht gegeben waren. Memelländer, die 
1924 die deutsche Staatsangehörigkeit verloren hatten, seitdem aber ins 
Ausland abgewandert waren, erwarben also die deutsche Staatsangehörig- 

* Dazu VO. vom 6. Juni 1941 rec I 308), wonach deutsche Volkszugehörige 
nicht Protektoratsangehörige sein Eine De die einen Protektorats- 


angehöri — heiratet, behalt die deutsche Staatsangehõrigkeit. Ein Kind aus 
solcher Ehe erwirbt die deutsche Staatsangehörigkeit durch die Geburt. 
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keit nicht, sondern behielten die litauische, auch wenn sie deutsche Volks- 
zugehörige sind. Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit zog den 
Erwerb des Reichsbiirgerrechts nach sich, soweit es sich um Angehörige des 
deutschen oder artverwandten Volkstums handelte. Litauische Volksange- 
hörige sind damit deutsche Staatsangehörige und Reichsbürger geworden, 
wenn sie 1924 die deutsche Staatsangehörigkeit verloren hatten und am 
22. Marz 1939 noch im Memelland wohnten. Waren sie erst nach 1924 
aus Litauen ins Memelland eingewandert, so bleiben sie litauische Staats- 
angehörige. Juden, die 1924 die deutsche Staatsangehörigkeit verloren 
hatten, wurden deutsche Staatsangehörige, wenn sie am 22. März 1939 noch 
im Memelland wohnten; vom Erwerb des Reichsbürgerrechts waren sie 
natürlich ausgeschlossen. 

Bei der Eingliederung der Ostgebiete* (d.h. der Reichsgaue Danzig- 
Westpreußen und Wartheland, der Regierungsbezirke Kattowit und Ziche- 
nau) in das Reichsgebiet wurde der Erwerb der Staatsangehörigkeit und 
des Reichsbürgerrechts von wesentlich schärferen Grundsägen abhängig 
gemacht. Der Erwerb der Staatsangehörigkeit war hier von vornherein auf 
die Bewohner deutschen oder artverwandten Blutes beschränkt, so daß die 
Juden in diesen Gebieten die deutsche Staatsangehörigkeit nicht erhalten 
konnten. Das Reichsbürgerrecht wurde nur den volksdeutschen Bewohnern 
der eingegliederten Ostgebiete zuerkannt. Damit wurden zum ersten Male 
Juden vom Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit ausgeschlossen; zum 
ersten Male, von dem besonders gelagerten Fall des Protektorats abgesehen, 
wurde auch der Erwerb des Reichsbürgerrechts auf deutsche Volkszuge- 
hörige beschränkt. 

Zur näheren Regelung dieser sehr verwickelten Sachlage erging am 
4. März 1941 die Verordnung über die Deutsche Volksliste und die deutsche 
Staatsangehörigkeit in den eingegliederten Ostgebieten (RGBI. I, 118). Die 
Verordnung ermöglicht eine verbindliche Entscheidung über die Volkszu- 
gehörigkeit und damit auch über die Staatsangehörigkeit und das Reichs- 
bürgerrecht der ehemaligen polnischen und Danziger Staatsangehörigen in 
diesen Gebieten. Die letste Entscheidung in allen Volkszugehörigkeitsfragen 
wird durch einen Obersten Prüfungshof beim Reichskommissar für die 
Festigung deutschen Volkstums getroffen. Zur Aufnahme der deutschen 
Bevölkerung in den Ostgebieten wird eine Deutsche Volksliste eingerichtet, 
die sich in vier Abteilungen gliedert. In die Liste werden nur ehemalige 
polnische und ehemalige Danziger Staatsangehörige eingetragen, die nähe- 
ren Bestimmungen über die Voraussetzungen für die Eintragung trifft der 
Reichsinnenminister im Einvernehmen mit dem Reichskommissar für die 
Festigung deutschen Volkstums. Die Aufnahme in die Liste stellt eine all- 
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seitig verbindliche Entscheidung über die Volkszugehörigkeit des Einge- 
tragenen dar. Soweit die ehemaligen polnischen Staatsangehörigen die Vor- 
aussetsungen für die Aufnahme in die Abteilungen 1 oder 2 der Liste er- 
füllen, erwerben sie mit Wirkung vom 26. Oktober 1939 die deutsche 
Staatsangehörigkeit. Die ehemaligen Danziger Staatsangehörigen erwerben 
ohne Aufnahme in die Liste die deutsche Staatsangehörigkeit, sofern nicht 
bis zum 1. Dezember 1941 festgestellt wird, daß sie die Voraussegungen 
für die Aufnahme in die Abteilungen 1 oder 2 der Liste nicht erfüllen. Die 
in Abteilung 3 der Liste aufgenommenen Personen können die deutsche 
Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erwerben. Die in Abteilung 4 der 
Liste aufgenommenen Personen können durch Einbürgerung zunächst nur 
die deutsche Staatsangehörigkeit auf Widerruf erwerben. Die deutsche 
Staatsangehörigkeit auf Widerruf kann auch von ehemaligen polnischen 
oder Danziger Staatsangehörigen fremder Volkszugehörigkeit, die auf 
Grund von Richtlinien des Reichskommissars für die Festigung deutschen 
Volkstums besonders bezeichnet werden, erworben werden. Der Widerruf 
kann nur binnen 10 Jahren seit der Einbürgerung ausgesprochen werden. 
Es gibt danach folgende Formen des Erwerbs der deutschen Staatsange- 
hörigkeit in den Ostgebieten: 1. den Erwerb mangels Widerspruchs 
bei ehemaligen Danziger Staatsangehörigen; 2. den Erwerb kraft Ein- 
tragung bei den Eingetragenen der Abteilungen I oder 2; 3. den Erwerb 
kraft Einbürgerung, und zwar ohne Widerrufsvorbehalt bei 
den Eingetragenen der Abteilung 3, mit Widerrufsvorbehalt bei den 
Eingetragenen der Abteilung 4 und bei besonders bezeichneten Personen 
fremder Volkszugehörigkeit. Nicht ganz eindeutig geklärt ist die Frage, 
wie es mit dem Erwerb des Reichsbürgerrechts in den Ostgebieten steht. 
Bei sinngemäßer Auslegung wird anzunehmen sein, daß das Reichsbürger- 
recht denjenigen Personen zusteht, die die deutsche Staatsangehörigkeit 
erworben haben, sofern sie die sonstigen Bedingungen des Reichsbürger- 
gesetses erfüllen. Die ehemaligen polnischen und Danziger Staatsangehö- 
rigen, die die deutsche Staatsangehörigkeit nicht erwerben, sind Schutz- 
angehörige des Deutschen Reiches. Sie sind also, obwohl ihre frü- 
here Staatsangehörigkeit mit der Beseitigung des polnischen Staates und 
des Freistaates Danzig hinfällig geworden ist, nicht staatenlos, sondern 
stehen in einem staatsrechtlichen Schus- und Pflichtverhältnis zum Deut- 
schen Reich. Dieser besondere staatsrechtliche Status der Schusangehérigen 
geht mit der Verlegung des Wohnsitses in das Ausland oder das General- 
gouvernement verloren. Einer besonderen Entlassung aus der Schutzange- 
hörigkeit bedarf es also, anders als bei der Staatsangehörigkeit, nicht. Auch 
die in den eingegliederten Ostgebieten wohnhaften Juden sind nicht „staa- 
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tenlos““, sondern sind als Schutsangehörige des Deutschen Reiches im Sinne 
der Verordnung vom 4. Marz 1941 anzusehen. 

Einfachere Grundsätse sind bei der Wiedervereinigung der Gebiete 
von Eupen, Malmedy und Moresnet mit dem Reich? angewandt 
worden. Die Bewohner deutschen und artverwandten Blutes haben die 
deutsche Staatsangehörigkeit erhalten; Juden sind also auch hier vom Er- 
werb der deutschen Staatsangehörigkeit ausgeschlossen. Das Reichsbürger- 
recht ist nur den volksdeutschen Bewohnern dieser Gebiete zuerkannt wor- 
den. Angehörige des wallonischen Volkstums sind also hier zwar deutsche 
Staatsangehörige, aber nicht Reichsbiirger geworden. 


3. Begriffliche Abgrenzung 


So wie der Begriff des Reiches die Begriffe des Volkes und des Staates 
nicht beseitigt, sondern sie in sich aufnimmt und erhöht, so hat der Begriff 
des Reichsbürgerrechtes die Begriffe der Volkszugehörigkeit und der Staats- 
angehörigkeit nicht beseitigt, sondern auch sie in sich aufgenommen und 
als Elemente der deutschen Verfassungsgestaltung weitergeführt. Doch wird 
die heutige Würdigung und Bestimmung der Begriffe Staatsangehörigkeıt 
und Volkszugehörigkeit von der inneren Zuordnung zum Begriff des Reichs- 
bürgerrechts ausgehen müssen. Die drei Begriffe stehen in einem inneren 
Zusammenhang, den es zu erschließen gilt. 

a) Über die Staatsangehörigkeit sagt das Reidhsbürgergeset von 
1935: „Staatsangehöriger ist, wer dem Schutzverband des Deutschen Reiches 
angehört und ihm dafür besonders verpflichtet ist“. Die Staatsangehörigkeit 

-ist damit eine besondere Rechtsstellung, die den Einzelnen zum Träger von 
Pflichten und Rechten gegenüber dem Reich macht; er ist Träger der all- 
gemeinen Gehorsamspflicht und Inhaber eines allgemeinen Schutrechtes 
im Reich. Staatsangehöriger ist somit, wer dem Schutz- und 
Pflichtenverband des Reiches angehört. Er ist in seiner Pflichten- 
stellung auf die Gehorsamspflicht beschränkt; die umfassendere Treupflicht 
knüpft an die Volkszugehörigkeit und an das Reichsbürgerrecht an, während 
der Staatsangehörige nur Gehorsam schuldet. Wo der Staatsangehörige zu- 
gleich Volkszugehöriger und Reichsbürger ist, ist diese Unterscheidung von 
Gehorsam und Treue ohne Bedeutung; er schuldet zugleich Gehorsam und 
Treue und steht damit in einer totalen existentiellen Bindung, der er sich 
weder rechtlich noch seinsmäßig zu entziehen vermag. Wo dagegen jemand 
auf die Staatsangehörigkeit beschränkt ist, wie nach dem Reidhsbürgergesets 

1 Insoweit überholt die Ausführungen von F. Giese, Die gegenwärtige Staats- 
angehörigkeit der aus den ehemals polnischen Gebieten stammenden Juden in 
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von 1935 der Jude und nach der neueren Geset;gebung auch der Angehörige 
fremden Volkstums in Eupen, Malmedy und Moresnet, da kann von ihm 
zwar voller und uneingeschränkter Gehorsam gegenüber der deutschen poli- 
tischen Führung, der deutschen Gesetgebung, der deutschen Verwaltung 
und Gerichtsbarkeit, der deutschen Wehrmacht und Polizei gefordert wer- 

den; ein Treueband aber ist nicht entstanden, und eine von der Bindung 
des äußeren Gehorsams unabhängige innere Einsat- und Opferbereitschaft 
für Volk und Reich kann nicht erwartet werden. Auf der anderen Seite ist 
mit der Staatsangehörigkeit die Zugehörigkeit zum ,,Schutsverband“ des 
Reiches verknüpft. Der Staatsangehörige hat damit Anspruch auf den ge- 
setslichen Schuß im Inneren des Reiches und nach außen. Auch diese Schut- 
pflicht des Reiches ist eine bloß gesetzliche Verbindlichkeit, der das Moment 
der inneren Treuebindung fehlt. Staatsangehörigen, die zugleich Volks- 
zugehörige und Reichsbürger sind, ist das Reich auf Grund eines inneren 
Bandes zum Schuß und zur Förderung auch außerhalb des Rahmens ge- 
setslidher Bestimmungen verpflichtet; den bloßen Staatsangehörigen aber 
gilt lediglich der Schu der Gesetze, so wie sie nur den äußeren Gehorsam 
schulden. Auch diese gesetzliche Schußpflicht geht im übrigen weit, und es 
ist zweifelhaft, ob beim Erlaß des Reichsbürgerrechts von 1935 die volle 
Tragweite dieser Bestimmungen erkannt wurde. Es ist jedenfalls von grund- 
sätslicher Bedeutung, daß nach den neueren Gesetzen in den neueingeglie- 
derten Gebieten den jüdischen Bewohnern, in den Ostgebieten nach der 
Verordnung vom 4. März 1941 sogar grundsäglich allen Bewohnern fremder 
Volkszugehörigkeit die deutsche Staatsangehörigkeit verweigert worden ist; 
ihre Sonderstellung hat damit eine starke Betonung erfahren. 

Für den Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkeit wird auch das 
künftige Recht an dem Prinzip des jus sanguinis festzuhalten haben; 
deutscher Staatsangehöriger wird grundsäglich nur der sein, der von Eltern 
deutscher Staatsangehörigkeit abstammt. Der Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit durch eine Ausländerin, die einen deutschen Staatsangehö- 
rigen heiratet, wird auch künftig vorzusehen sein. Die deutsche Ehegesets- 
gebung trägt genügende Sorge dafür, daß unerwünschte Elemente fern- 
gehalten werden können, und die Gleichheit der Staatsangehörigkeit beider 
Eltern ist für eine deutsche Familie unerläßlich. Auch bei der Anstellung 
eines Ausländers zum deutschen Beamten wird der Erwerb der Staatsange- 
hörigkeit eintreten müssen; die Frage ist übrigens von untergeordneter Be- 
deutung, da das neue Beamtengeset grundsäglich für die Anstellung eines 
Beamten voraussetzt, daß er bereits deutscher Staatsangehöriger und Reichs- 
bürger ist. Nur in Ausnahmefällen kann von diesem Erfordernis abgesehen 
werden. Besondere Bedeutung wird dagegen der Erwerb der Staatsange- 
hörigkeit durch Einbürgerung (Naturalisation) behalten. Hier hat die staat- 
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liche Verwaltung es ganz in der Hand, nach ihrem Ermessen das Eindringen 
unerwünschter Elemente in die deutsche Staatsangehörigkeit abzuwehren. 
Sie wird aber auch in der Lage sein, die Erweiterung des deutschen Staats- 
angehörigkeitsverbandes durch Angehörige verwandter und befreundeter 
Völker zu fördern. Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit bei 
Gebietserweiterungen ist durch die Verordnung vom 4. März 1941 in be- 
merkenswerter Weise neugeordnet worden. Wichtig ist vor allem die Ein- 
führung der Staatsangehörigkeit auf Widerruf, die die Möglich- 
keit gibt, eine langdauernde Zeit der Bewährung einzuschalten. 


Der Verlust der Staatsangehörigkeit knüpft nach gegenwärtigem Recht 
z. T. an familienrechtliche Vorgänge an (Eheschließung einer deutschen Frau 
mit einem Ausländer, Legitimation). Das deutsche Recht läßt diese Verluste 
eintreten, auch wenn das ausländische Recht den Erwerb der Staatsange- 
hörigkeit des Ehemannes durch die Frau nicht vorsieht, was dann unter 
Umständen Staatenlosigkeit zur Folge hat. Hier könnte das deutsche Recht 
dahin geändert werden, daß die deutsche Staatsangehörigkeit nur verloren- 
geht, wenn durch Eheschließung eine fremde Staatsangehörigkeit erworben 
wird. Im übrigen sieht unser Recht den Verlust der Staatsangehörigkeit in 
den Fällen der Treuverlegung und des Verrats vor. Wer sich dem Wehr- 
dienst entzieht, wer auf Aufforderung aus dem Ausland nicht zurückkehrt, 
wer durch seine Tätigkeit im Ausland seine Pflichten gegen Volk und Reich 
verletst, kann aus der Staatsangehörigkeit ausgestoßen werden. Doch knüpft 
diese „Ausbürgerung“ an ein Verhalten an, das nicht nur einen Verstoß 
gegen die schwächere Gehorsamsbindung der „Staatsangehörigkeit“ darstellt, 
sondern gegen die stärkere Treuebindung, die sich aus der „Volkszugehörig- 
keit“ oder dem „Reichsbürgerrecht“ ergibt. Die Aberkennung der Staats- 
angehörigkeit bedeutet daher in diesen Fällen zugleich eine Ausstoßung 
aus der Volksgemeinschaft und eine Entziehung des Reichsbürgerrechts. 
Wenn jemand bloßer Staatsangehöriger ist, kann die Entziehung der 
Staatsangehörigkeit nicht auf Treuverletsung oder Verrat, sondern nur auf 
eine schwere Gehorsamsverletsung oder auf eine schwere Reichsschädigung 
gegründet werden; sie wird daher vor allem auszusprechen sein, wenn je- 
mand trot; ausdrücklicher Aufforderung aus dem Auslande nicht ins Reichs- 
gebiet zurückkehrt oder wenn er die Belange des Reiches schädigt oder das 
Ansehen des Reiches herabwürdigt. In solchen Fällen kann aud die Staats- 
angehörigkeit im Protektorat entzogen werden; die Entscheidung trifft der 
Reichsinnenminister im Einvernehmen mit dem Reichsaußenminister und 
dem Reichsprotektor*. Daran erweist sich, daß die Protektoratsangehörigkeit 
keine bloße Rechtsstellung innerhalb des Bereichs der autonomen Selbst- 
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verwaltung bedeutet, sondern auch eine Bindung gegenüber dem Deutschen 
Reiche in sich schließt. ` 

b) Die Volkszugehörigkeit ist im deutschen Recht der früheren Zeit 
kaum als Rechtsbegriff von Bedeutung gewesen; das sog. Minderheitenrecht 
der Weimarer Verf. brachte hier nur unbedeutende Ansätse. Für das natio- 
nalsozialistische Recht ist die Volksgemeinschaft die Substanz der politischen 
Ordnung; hier muß daher auch die Zugehörigkeit zur Volksgemeinschaft 
als rechtliche Tatsache von erheblicher Wichtigkeit sein. Bei der Ausschei- 
dung des Judentums hat die Volkszugehörigkeit zuerst ihre bestimmende 
Bedeutung erhalten; sie wird jetst erneut von entscheidendem Rang bei 
der Abscheidung des deutschen Volkstums von anderen im erweiterten 
Reichsgebiet ansässigen Volksgruppen. Die Schwierigkeit bei dieser Fest- 
stellung der Volkszugehörigkeit liegt darin, daß anders als bei der Aus- 
scheidung des Judentums genau bestimmbare rassische Merkmale häufig 
nicht vorhanden sind. Das deutsche Volk ist bekanntlich wie alle großen 
europäischen Völker aus einer Vermischung derselben Grundrassen ent- 
standen, so daß zwar das Überwiegen der einen oder anderen Rassenkom- 
ponente festgestellt werden kann, eine klare Feststellung der Volkszuge- 
hörigkeit allein nach rassenbiologischen Merkmalen aber häufig nicht mög- 
lich ist. Es erweist sich daran, daß für den Begriff des Volkes die einheitliche 
rassische Substanz eine unentbehrliche Voraussetzung ist, daß das Volk aber 
in seiner Einheit und Art zugleich durch die geschichtliche Entwicklung be- 
stimmt ist. Volk ist somit eine durch die Einheit der Art be- 
stimmte, durch die gemeinsame Geschichte geprägte poli- 
tische Gemeinschaft. 

Für die Volkszugehörigkeit ergibt sich daraus folgendes: Es ist nicht 
möglich, die Volkszugehörigkeit allein durch das Merkmal der Abstammung 
zu bestimmen. Es gibt — leider — Menschen, die die Zugehörigkeit zu dem 
Volke, dem sie nach ihrer Abstammung angehören, preisgegeben haben. 
Die Geschichte der Auswanderung kennt viele Fälle dieser Art. Hier kann 
von wirklicher Zugehörigkeit zum Volke keine Rede mehr sein, weil das 
innere Bekenntnis zu diesem Volkstum verloren ging. Auf der anderen 
Seite gibt es Menschen und sogar ganze Volksgruppen, die nach ihrer Ab- 
stammung nicht zum deutschen Blut, sondern zu einem anderen artverwand- 
ten europäischen Volke gehören, die aber als Einzelne oder als Gruppe den 
Weg in die deutsche Volksgemeinschaft gefunden haben, zu der sie sich aus 
freiem Entschluß bekennen. So hat etwa Houston Stewart Chamberlain, ein 
geborener Engländer, sich den großen Geistern des deutschen Volkes so 
nahe gefühlt, daß er zum Deutschen wurde, ja daß er zum Künder deutschen 
Wesens werden konnte. Und so haben — um den Fall ganzer Volksgruppen 
oder Volkssplitter aufzugreifen — die Masuren, obwohl sie in Sprache und 
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Brauchtum an ihrer angestammten Art festgehalten haben, doch aus voller 
Überzeugung sich als Glieder der deutschen Volksgemeinschaft gefühlt und 
bekannt; allen Verlockungen von auBen haben sie sich widersett. Hier ist 
das Bekenntnis zum Deutschtum für die Zugehörigkeit zum deutschen Volke 
entscheidend. Das völkische Prinzip schließt also nicht aus, daß ursprünglich 
einem anderen Volke zugehörige Menschen auf Grund ihres Bekenntnisses 
zum deutschen Volkstum in die deutsche Volksgemeinschaft aufgenommen 
werden. Daß dabei kein bloßes Lippenbekenntnis, sondern eine in Gesin- 
nung und Haltung objektiv bewährte Entscheidung zu fordern ist, ist selbst- 
verständlich. Zweierlei ist dabei weiter vorauszusetsen: Einmal können nur 
Glieder artverwandter europäischer Völker diesen Weg in die deutsche 
Volksgemeinschaft finden; rassefremde Elemente können nicht eingeschmol- 
zen werden. Zum anderen ist für die Bestimmung der Volkszugehörigkeit 
niemals das einseitige Bekenntnis zum deutschen Volkstum allein entschei- 
dend; notwendig ist zugleich die Bereitschaft der deutschen Volksgemein- 
schaft, einen Einzelnen oder ganze Gruppen in die Volksgemeinschaft auf- 
zunehmen. Das ist zum ersten Male in dem deutsch-ungarischen Abkommen 
vom 30. August 1940 verbindlich festgelegt worden’. Dabei bedarf es natür- 
lich einer bestimmten Instanz, die die Entscheidung über die Volkszuge- 
hörigkeit mit allseitiger Verbindlichkeit trifft; eine konkurrierende Zustän- 
digkeit, die die Möglichkeit widersprechender Entscheidungen in sich schlösse, 
muß vermieden werden. Diesem Erfordernis hat die Verordnung vom 4. März 
1941 genügt, indem sie in den eingegliederten Ostgebieten einen Obersten 
Prüfungshof für Volkszugehörigkeitsfragen eingesetzt hat. In diesem Sinn 
wäre etwa zu sagen: Volksgenosse ist, wer deutschen oder art- 
verwandten Blutes ist, sich zum deutschen Volkstum bekennt 
und in die deutsche Volksgemeinschaft aufgenommen ist. 
Nun bereitet es natürlich immer große Schwierigkeiten, festzustellen, ob 
diese Voraussetzungen erfüllt sind. Die erste Bedingung, Zugehörigkeit zu 
deutschem oder artverwandtem Blut, wird am ehesten nachzuprüfen sein; 
es kommt hier wesentlich auf den Ausschluß des Judentums an, der durch 
einen Abstammungsnachweis festzustellen ist. Schwierig dagegen ist die Ent- 
scheidung darüber, ob ein Bekenntnis zum deutschen Volkstum 
vorliegt, vor allem, weil hier ein äußeres Bekenntnis, das um irgendwelchen 
Vorteils willen abgegeben wird, nicht genügen kann, sondern ein innerlich 
begründetes, ernstgemeintes Bekenntnis gefordert werden muß. Hier werden 
viele Umstände mitzuprüfen sein, nicht nur die Erklärung, die der Betref- 
fende abgibt, sondern auch sein Verhalten in der Vergangenheit, seine Be- 
reitschaft, Opfer für die Gemeinschaft zu bringen, etwa durch freiwilligen 
Wehrdienst, die Beherrschung der deutschen Sprache, die Erziehung der 
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Kinder und vieles andere mehr. Da im Osten und Westen des Reiches diese 
Fälle in großer Zahl von Bedeutung sind, ist natürlich eine gewisse schema- 
tische Behandlung dieser Fragen unvermeidbar; mir würde es richtig schei- 
nen, folgende Kriterien maßgebend sein zu lassen; 1. die Volkstumserklä- 
rung; 2. die Bereitschaft zum Wehrdienst; 3. die Beherrschung der deutschen 
Sprache; 4. die deutsche Kindererziehung. Auf dieser Grundlage könnte eine 
Klärung der schwierigen Volkstumsfragen in den weiten eingegliederten 
Gebieten des Ostens und Westens erzielt werden. 

Alle Volksgenossen haben der deutschen Volksgemein- 
schaft nach ihren Anlagen und Kräften in Treue zu dienen. 
Während kraft der Staatsangehörigkeit nur Gehorsam gegenüber den staat- 
lichen Befehlen verlangt werden kann, stehen die Volksgenossen in einer 
Treuebindung gegenüber dem Reich. Sie sind, auch wo das Gesetz schweigt, 
zu Einsatz und Opfer verpflichtet, soweit das Wohl der Volksgemeinschaft 
es verlangt. Eben deshalb wird eine Aufnahme, in die deutsche Volksge- 
meinschaft nur stattfinden können, wo zu erwarten ist, daß dieser Treue- 
pflicht des Volksgenossen Genüge geschieht. Der Kreis der Volksgenossen 
ist, um dieser besonderen Treupflicht willen, auf der einen Seite enger als 
der Kreis der Staatsangehörigen. Er ist auf der anderen Seite weiter, da 
er auch diejenigen umfaßt, die als bewußte Angehörige der deutschen 
Volksgemeinschaft unter fremder Staatshoheit leben. Das gilt vor allem 
für die Angehörigen der deutschen Volksgruppen im Auslande, die eine 
fremde Staatsangehörigkeit besitzen, ohne dadurch die Treuebindung an die 
deutsche Volksgemeinschaft preiszugeben. Sie sind nicht der Befehlsgewalt 
des deutschen Staates unterworfen und doch durch das Band der Treue 
der deutschen Volksgemeinschaft zugeordnet. Aber auch die deutsche 
Volksgemeinschaft ist ihnen wie allen ihren Gliedern zu 
Schutz und Fürsorge verpflichtet. So hat das Deutsche Reich seine 
Schuymacht auf die Deutschen in Usterreich, der Tschecho-Slowakei und 
Polen in der Zeit der Fremdherrschaft erstreckt. So hat es auch jett die 
Deutschen in Ungarn und Rumänien durch weitgehende Verträge in ihrer 
Rechtsstellung gesichert. Und so hat es vor allem die Deutschen aus Estland 
und Lettland, aus Wolhynien und Galizien, aus Bessarabien und dem 
Buchenland, sowie aus Litauen in den Raum der deutschen Reichshoheit zu- 
rückgeführt, um ihnen hier neue Lebensmöglichkeiten zu schaffen. 

c) Das Reichsbürgerrecht knüpft an die Reichsangehörigkeit und 
die Volkszugehörigkeit an; es ist weiter davon abhängig, daß die Bereit- 
schaft zum Einsatz; für Volk und Reich erwiesen ist. Die Reichsbürger sind 
Inhaber der vollen politischen Rechte und Träger der unbeschränkten Treu- 
pflicht gegenüber Volk und Reich. Das würde dahin zu umschreiben sein: 
Reichsbürgerist der Volksgenosse, der dieReichsangehörig- 
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keit besitzt und die Bereitschaft erwiesen hat, dem deutschen 
Volk und Reich in Treue zu dienen. Im einzelnen ergibt sich daraus 
das Folgende: Nur deutsche Staatsangehörige können Reichs- 
bürger sein; Volksdeutsche, die eine fremde Staatsangehörigkeit besitzen, 
etwa in Ungarn oder Rumänien, können das Reichsbürgerrecht nicht er- 
halten, da sie in eine Pflichtenkollision geraten würden, wenn sie zugleich 
im Deutschen Reich und in ihrem Staat politische Rechte ausüben und poli- 
tische Pflichten erfüllen wollten. Zugleich aber können nur Träger 
deutschen oder artverwandtenBlutes dasReichsbürgerrecht 
besitzen; rassefremde Staatsangehörige sind vom Reichsbürgerrecht aus- 
geschlossen. Das Reichsbürgergesez von 1935 hat den Juden die deutsche 
Staatsangehörigkeit belassen; entsprechend ist bei der Eingliederung der 
Ostmark, des Sudetenlandes und des Memellandes verfahren worden; erst 
bei der Eingliederung der Ostgebiete und des Gebietes von Eupen, Mal- 
medy und Moresnet sind Juden vom Erwerb der Staatsangehörigkeit aus- 
geschlossen worden. Im einzelnen ergeben sich hier eine Reihe von Fragen, 
auf die eine endgültige und verbindliche Antwort noch nicht erteilt werden 
kann; nur die Problematik selber soll daher hier entwickelt werden. 

Das Hauptproblem bei dieser Unterscheidung von Reichsangehörigkeit, 
Volkszugehörigkeit und Reichsbürgerrecht liegt in der Stellung der Reichs- 
angehörigen, die das Reichsbürgerrecht nicht besitzen, weil sie nicht deutsche 
Volkszugehörige sind, sondern sich bewußt zu einem artverwandten euro- 
päischen Volke bekennen. Wenn hier von der Stellung der Juden einmal 
abgesehen wird, die durch Bestimmung eines Sonderstatus geregelt werden 
müßte, so handelt es sich bei diesem wichtigen Komplex nicht darum, eine 
Kategorie von Reichsangehörigen zweiten Ranges zu schaffen. Es wäre zu 
erwägen, ob nicht bei diesen Reichsangehörigen das ihnen fehlende Reichs- 
bürgerrecht dadurch zu ersetzen wäre, daß ihnen ein Bürgerrecht innerhalb 
der Volksgruppe, der sie angehören, zuerkannt würde. Ein solches Volks- 
gruppen-Bürgerrecht wird vor allem dort unabweisbar sein, wo eine Volks- 
gruppe mit Autonomie (im Sinne von Selbstregierung oder Selbstverwal- 
tung) ausgestattet wird. Reichsangehörige dieser Art besäßen dann also 
die vollen politischen Rechte innerhalb der ihrer Volksgruppe zuerkannten 
Autonomie. Diese Rechtslage ist innerhalb des Protektorats ansatzweise ver- 
wirklicht, wenn auch hier nicht die eigentliche Reichsangehörigkeit, sondern 
die besondere Staatsangehörigkeit des Protektorats entwickelt worden ist. 
Im Verhältnis zu fremden Staaten wäre in diesen Fällen die volle Reichs- 
angehörigkeit, im inneren Verfassungsrecht wäre ein besonderes Volks- 
gruppen-Bürgerrecht gegeben. Selbstverständlich ist, daß dieser Rechts- 
status nur dort in Frage käme, wo die volle Loyalität gegenüber dem deut- 
schen Volk und Reich gewährleistet ist. 


H 
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Ein zweites Problem besteht darin, ob das Reichsbiirgerrecht künftig auf 
Trager deutschen Blutes zu beschränken sein wird. Sicher ist, daß deutsche 
Staatsangehörige, die nicht deutschen, sondern artverwandten Blutes sind, 
sich aber zum deutschen Volkstum bekennen und in die deutsche Volksge- 
meinschaft aufgenommen sind, das Reichsbürgerrecht besitzen können, also 
z. B. die Masuren und Wenden. Denn bei ihnen ist die Möglichkeit gegeben, 
daß sie geeignet und gewillt sind, dem deutschen Volk und Reich in Treue 
zu dienen. Schwieriger ist die Frage, ob bei weiteren Eingliederungen eine 
Beschränkung des Reichsbürgerrechts auf Volksdeutsche stattfinden soll, wie 
es bei den jüngsten Eingliederungen im Osten und im Westen aus nahe- 
liegenden Gründen geschehen ist. Es ist nicht leicht, etwas über die künftige 
Lösung dieses Problems auszusagen. Es ließe sich denken, daß die künftige 
Gestaltung des Reichsgebiets Volksteile einschließen wird, die zwar an 
ihrem Volkstum, ihrer Sprache, ihrer besonderen Kultur festhalten, trot- 
dem aber in Treue zum deutschen Volk und Reich stehen. Es wäre denk- 
bar, daß die Angehörigen solcher Volksteile die politischen Rechte des 
Reichsbürgers erhielten, womit sie dann auch die vollen politischen Pflichten 
des Reichsbürgers zu übernehmen hätten. Damit würde zugleich die Auf- 
nahme in die deutsche Volksgemeinschaft, die einen weiteren Sinn erhielte, 
verbunden sein. Durch die Verleihung des Reichsbürgerrechts könnte hier 
der Prozeß der friedlichen Einschmelzung, soweit er erwünscht ist, gefördert 
werden. Der Reichsgedanke, der über den unmittelbaren deutschen Volks- 
boden hinausgreift und Gebiete fremder Nationalitäten einschließt, könnte 
sich dann darin ausprägen, daß der Kreis der Reichsbürger zwar enger als 
der der Staatsangehörigen, aber weiter als der der Volkszugehörigen wäre. 
Der Begriff des Reichsbürgerrechts erhielte damit eine besondere integrie- 
rende, reichsbildende Kraft. Doch stehen wir damit an der Grenze der Mög- 
lichkeiten, die bei dem heutigen Stand der Dinge erwogen werden können. 
Ein drittes Problem liegt in den deutschen Volkszugehörigen, die nicht 
Reichsangehörige und infolgedessen nicht Reichsbürger sind. Durch die 
Wiedervereinigung abgetrennter Gebietsteile mit dem Reich und durch die 
Rücksiedlung deutscher Volksgenossen aus dem Ausland in das Reich ist 
dieses Problem vereinfacht, aber es ist nicht beseitigt worden. Hier darf 
doch wohl festgestellt werden, daß das Reich mindestens gegenüber den in 
Europa bestehenden deutschen Volksgruppen ein Schutsredht in Anspruch 
nimmt. Es sichert den deutschen Volksgruppen im Auslande die ihnen ge- 
bührende politische, wirtschaftliche und kulturelle Existenz. Zuerst in der 
Slowakei, dann in Rumänien und Ungarn ist den deutschen Volksgruppen 
durch das Reich diese Sicherheit der eigenvölkischen Existenz geschaffen 
worden. So wie diese Volksgenossen zwar nicht unter der staatlichen Hoheit 
des Reiches stehen, aber der Volksgemeinschaft in Treue verbunden sind, 
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so ist auch die Volksgemeinschaft ihnen wie allen ihren Gliedern zu Schutz 
und Fürsorge verpflichtet. 

Schließlich bedarf die verfassungsrectliche Stellung der Rasse- 
fremden einer endgültigen Klärung. Das Reichsbürgergeset; von 1935 hat 
für sie noch die Aufrechterhaltung der Staatsangehörigkeit verfügt, das 
Reichsbürgerrecht dagegen selbstverständlich vorenthalten. Hier ist erst 
neuerdings eine Änderung erfolgt, indem bei den legten Eingliederungen 
den Juden die deutsche Staatsangehörigkeit nicht mehr zuerkannt worden 
ist. Das ist eine folgerichtige Entscheidung; nur wird man sich klar darüber 
sein müssen, daß in diesen Fällen weder die Aufrechterhaltung einer frü- 
heren fremden Staatsangehörigkeit (bei der Eingliederung ehemals fremder 
Gebiete), noch die Annahme der Staatenlosigkeit eine konstruktive Lösung 
des Problems bedeutet; allein die Entwicklung eines rechtlichen Sonder- 
status der Rassefremden wird zu einer endgültigen Lösung führen. 


* + * 


Stellen wir uns die gegenwärtige Gesamtlage noch einmal vor Augen, 
so ergeben sich folgende Kategorien von Rechtsstellungen: 


1. Die Hauptgruppe sind die Trager deutschen Blutes, die zugleich Volks- 
zugehörige, Staatsangehörige und Reichsbiirger sind. 

2. Es gibt Trager artverwandten Blutes, die sich zum deutschen Volkstum 
bekennen und in die deutsche Volksgemeinschaft aufgenommen sind; 
auch sie sind Volkszugehörige, Staatsangehörige und Reichsbürger (Wen- 
den, Masuren u. a. m.). 

3. Es gibt Trager artverwandten Blutes, die an ihrem besonderen Volks- 
tum festhalten und sich nicht in die deutsche Volksgemeinschaft einglie- 
dern; die daher nicht deutsche Volkszugehörige, wohl aber deutsche 
Staatsangehörige und Reichsbürger sind (polnische oder dänische Volks- 
gruppen im alten Reichsgebiet). 

4.Es gibt Träger artverwandten Blutes, die nicht in die deutsche Volks- 
gemeinschaft aufgenommen sind, und zwar die deutsche Staatsangehörig- 
keit, aber nicht das Reichsbürgerrecht besitzen (Wallonen in Eupen und 
Malmedy). 

5.Es gibt Träger artverwandten Blutes, die nicht die deutsche Volkszuge- 
hörigkeit, nicht die deutsche Staatsangehörigkeit und nicht das Reichs- 
bürgerrecht, sondern lediglich die Schutsangehörigkeit des Deutschen Rei- 
ches besitzen (Polen in den Ostgebieten). 

6. Es gibt Träger artverwandten Blutes, die nicht in die deutsche Volks- 
gemeinschaft aufgenommen sind und die die besondere Staatsangehörig- 
keit eines „Reichs-Nebenlandes“, aber nicht die deutsche Staatsangehörig- 
keit und nicht das Reichsbürgerrecht besitzen (Tschechen im Protektorat). 
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7. Es gibt Träger deutschen Blutes, die fremde Staatsangehörige und daher 
nicht Reichsbiirger sind (deutsche Volksgruppen im Ausland). 

8. Es gibt Angehörige rassefremden Volkstums, die deutsche Staatsange- 
hörige, aber nicht Reichsbürger sind (Juden im alten Reichsgebiet). 

9. Es gibt Angehörige rassefremden Volkstums, die weder deutsche Staats- 
angehörige noch Reichsbiirger sind (Juden in den Ostgebieten und in 
Eupen und Malmedy). 


TII. DIE REICHSGLIEDERUNG 
1. Das Problem der Reidisreform 


So wie das deutsche Volk aus einer mannigfach gegliederten Vielheit von 
Stämmen erwachsen ist, so hat sich der deutsche Raum aus einer Vielheit 
von Gebieten zur Einheit geformt. Schon in der Zeit der großen Wande- 
rungen hat der germanische Siedlungsboden sich in Umfang und Grenzen 
vielfach geändert; auch dem deutschen Volk ist der Siedlungsboden vielfach 
neu gestaltet worden; alter Volksboden wurde preisgegeben, neue Räume 
wurden erworben, manchmal wieder verloren, anderes wurde fest behauptet 
und gilt uns als ein selbstverständlicher Besitz. Bei allen diesen Wandlungen 
aber blieb das deutsche Kernland unangetastet; von ihm ausstrahlend hat 
sich der deutsche Raum geweitet zur festen Klammer und gebietenden Mitte 
des Kontinents. 

Dieser deutsche Raum war niemals eine Einheit im verwaltungstechnisch- 
zentralistischen Sinne; er war im Innern mannigfach gegliedert und gestuft, 
und der innere Reichtum deutschen Lebens wie die deutsche Schwäche und 
der deutsche Zerfall haben hier eine ihrer Ursachen. In der Geschichte des 
Reiches ist daher das Problem der Reichsgliederung eine dauernde Frage, 
um deren Bewältigung unser Volk durch die Jahrtausende hindurch ge- 
rungen hat. In immer neuen verfassungsrechtlichen und politischen Formen 
erhebt sich das gleiche Problem, wie es möglich sei, Einheit und Vielge- 
staltigkeit in diesem deutschen Raum zu verbinden. Das Verhältnis von 
Großreich und Stamm, von Königtum und Stammesherzogtum war die Kern- 
frage des Reiches von der fränkisch-karolingischen bis zur staufischen Epoche. 
Königtum und Fürstentum, Reich und Reichsstand, Reich und Territorium 
waren die Gegensäte, die die deutsche Geschichte des späteren Mittelalters 
erschiitterten. Im Gegensatz; von Reich und Staat erhielt dieses Problem im 
17. und 18. Jahrhundert seine äußerste und gefährlichste Zuspitsung. Mit 
dem 19. Jahrhundert begannen die Versuche, das Problem der Reichsgliede- 
rung in der Form der bündischen (föderativen) Gestaltung zu bewältigen. 
Aber die alte Antinomie blieb nun in der Formel „Bund und Staat“ be- 
stehen; auch im Bismarckschen Reich lebte sie in dem verfassungsrechtlich- 
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politischen Gegensats von Unitarismus und Föderalismus fort. Indem die 
Weimarer Verfassung von ,,Reich und Land“ sprach, war nur scheinbar 
dieses Problem gebannt; der alte Kampf unitarischer und föderalistischer 
Kräfte ging weiter, wobei der Föderalismus sich häufig genug zum Partiku- 
larismus, ja zum Separatismus steigerte. Der Nationalsozialismus hat diese 
Epoche des Föderalismus beendet und die Einheit des Reiches jeder Art 
von bündischer Auflockerung entzogen. Wir stehen heute im Begriff, die 
alte und dringende Frage der Reichsgliederung im Zeichen der neuen 
Formel Reich und Reichsgau einer endgültigen Lösung zuzuführen. So wie die 
Formel Reich und Staat den Zustand stärksten inneren Zerfalls der Reichs- 
gliederung bezeichnet, bedeutet die Formel Reich und Reichsgau den Zu- 
stand stärkster innerer Einheit, den die deutsche Reichsgliederung je erreicht 
hat. Aber die Erweiterung der Reichsgrenzen und die Schaffung des deut- 
schen Großraums hat erneut die Frage aufgeworfen, in welcher Weise mit 
dem unverzichtbaren Grundsatz; der deutschen Einheit die in der Sache gege- 
bene Mannigfaltigkeit der räumlichen Ordnung vereinigt werden könne‘. 

In dieser Reichsreform, oder sagen wir genauer: in dieser Neugliederung 
des Reiches stehen wir mitten drin; für die Verfassungspolitik wie für die 
Verwaltung ergeben sich dabei unzählige schwierige Probleme, deren Be- 
handlung im einzelnen sich von selbst verbietet. Auf zwei Problemkreise 
sei hier wenigstens hingewiesen: die Gruppe der verfassungsorganisato- 
rischen und die der territorialen Fragen. Das verfassungsorganisatorische 
Problem besteht in der Frage, wie das Reich und seine Glieder verbunden 
sind, wie die Kompetenzen verteilt sind, mit welcher Stärke und in welchen 
Formen die Reichsgewalt auf die Glieder einzuwirken vermag. Die Wei- 
marer Verfassung hat dieses Problem auf dem Boden des überlieferten 
Föderalismus zu lösen gesucht. Die Eigenstaatlichkeit der Länder, wie sie 
in der absolutistischen Epoche ausgeformt, im Deutschen Bund und auch im 
Bismarckschen Reich weitergeführt worden war, blieb erhalten. Dem Reich 
kam die ganze auswärtige und militärische Gewalt, der Hauptteil der Ge- 
setsgebung, aber nur der geringere Teil der Justiz und der Verwaltung zu. 
Die Reichsgewalt gegenüber den Ländern war auf die Reichsaufsicht und 
auf die Ausnahmebefugnis der Reichsexekution beschränkt. In diesem Rah- 
men blieben die Länder Träger eigener Staatlichkeit und Inhaber einer 
eigenen Verfassung; sie behielten eigene Volksvertretungen und „eigen- 
wüchsige“ parlamentarische Regierungen; sie besaßen eigene Hoheitsgewalt, 
die sie durch Gesetzgebung, Justiz und Verwaltung ausübten. Im Vergleich 
zur Bismarckschen Verfassung war diese Eigenstaatlichkeit in mancher Hin- 
sicht sogar schärfer ausgeprägt, indem vor allem die enge Verbindung zwi- 


* Dazu Stuckart, Das Werden des Großdeutschen Reichs und die Probleme 
seiner inneren Gestaltung. Deutsche Verwaltung 1941, S. 154 ff. 
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schen Preußen und dem Reich, die dort bestanden hatte, aufgegeben war; 
der bayrische Partikularismus erfuhr eine zunehmende Belebung. 

Die der Reichseinheit daraus drohenden Gefahren waren natürlich auch 
den Verfassungsgebern von Weimar nicht verborgen. Ihre Absicht war, 
diese in der verfassungsorganisatorischen Struktur des Reiches gegebenen 
Gefahren durch die territoriale Neugliederung des Reiches zu meistern. Die 
„Zerschlagung Preußens“, d. h. die Auflösung Preußens in eine große Zahl 
von selbständigen Ländern etwa von der Größe der preußischen Provinzen, 
war das erste Ziel. Das Programm sollte durch eine gleichgerichtete Zusam- 
menlegung der kleineren Länder zu Gebieten von entsprechendem Umfang 
fortgesett werden. Doch war es ein Zeichen verfassungspolitischer Einsicht, 
daß diese Zerschlagung Preußens damals nicht durchgeführt wurde; das 
Reich konnte in dieser Zeit stärkster außenpolitischer Bedrohung die starke 
preußische Klammer nicht entbehren. Abtrennungsbestrebungen im Rhein- 
land wurden durch den gesunden Sinn des rheinischen Volkes erstickt. Eine 
auf Abtrennung von Preußen zielende Volksabstimmung in Hannover 
scheiterte. Die Provinz Oberschlesien entschied sich, nachdem sie bereits 
ihre Reichstreue überzeugend bekundet hatte, auch für das Verbleiben im 
preußischen Staatsverband. So kam es bei der geplanten Neugliederung 
nur zu einigen Zusammenlegungen und Flurbereinigungen: die‘ thüringi- 
schen Staaten schlossen sich zum Lande Thüringen zusammen; Coburg schloß 
sich an Bayern, Waldeck an Preußen an. Im übrigen blieb es beim alten 
Zustand. 

Es braucht hier nicht ausführlich darüber gesprochen zu werden, wie die 
nationalsozialistische Revolution von Anfang an mit entschiedener Tat- 
kraft das in der Weimarer Verfassung nicht bewältigte verfassungsorgani- 
satorische Problem der Reichsgliederung anpackte. In schnellen Entschei- 
dungen wurde die überlieferte Länderstaatlichkeit beseitigt und damit die 
mit dem Westfälischen Frieden eingeleitete Verfassungsepoche des deutschen 
Territorialstaates beendet. Alle Hoheitsgewalt wurde vom Reiche über- 
nommen; wo einzelne Hoheitsfunktionen den Landesbehörden zurücküber- 
tragen wurden, geschah dies nicht der Substanz nach, sondern zur Aus- 
übung im Namen und Auftrag und unter dem Anweisungsrecht des Reiches. 
Die Landesparlamente wie auch der Reichsrat verschwanden; die Landes- 
regierungen, die nun vom Führer eingesetzt wurden, wurden der Reichs- 
regierung unterstellt; über sie traten die Reichsstatthalter als Reichsstellen, 
die mit der politischen Führung der Länder beauftragt wurden. Die Leitung 
Preußens wurde ganz mit der Reichsregierung verschmolzen, indem der 
preußische Ministerpräsident immer stärker in die Funktion des ersten 
Mitarbeiters des Führers in der Reichsregierung hineinwuchs — als Beauf- 
tragter für den Vierjahresplan, als Vorsitzender des Ministerrats für die 
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Reichsverteidigung, als Reichsmarschall — und indem die preuBischen Mini- 
sterien mit den entsprechenden Reichsministerien vereinigt wurden. In einer 
Reihe von Ländern ging die Leitung der Landesregierung auf den Reichs- 
statthalter über. Die neuen Reichsgaue aber wurden vollkommen als Träger 
reichsunmittelbarer Verwaltung ausgebaut, so daß hier die alte Gegensäts- 
lichkeit von Reich und Land gänzlich überwunden ist. 

Da so das verfassungsorganisatorische Problem wenigstens in den ent- 
scheidenden Grundzügen gelöst war, konnte die zweite Aufgabe, die der 
territorialen Neugliederung, so wichtig auch diese ist, zunächst zurücktreten. 
Ihre Lösung ist im Altreich nur durch gewisse Maßnahmen der ,,Flurberei- 
nigung“ und „Zusammenlegung“ vorbereitet, in der Ostmark und in den 
Ostgebieten dagegen wohl endgültig vorgezeichnet. Das Ziel, das sich in 
diesen Maßnahmen ausdrückt, ist die Entwicklung des Reichsgaues als eines 
Gebietes mittlerer Größe — die einerseits eine gewisse wirtschaftliche und 
kulturelle Leistungsfähigkeit verbürgt, andererseits aber auch die politische 
Führung in einem verhältnismäßig überschaubaren Bereich der Mittelstufe 

"gestattet. Innerhalb dieses dehnbaren Rahmens ist der mannigfachen Aus- 
grenzung und Gestaltung je nach den besonderen Gegebenheiten weiter 
Spielraum gelassen. An solchen Gegebenheiten werden etwa in Betracht zu 
ziehen sein: die stammesmäßige Einheit und die geographische Geschlossen- 
heit, sowie die historische Überlieferung; die wirtschaftliche Ergänzung und 
die verkehrsmäßige Verbundenheit; die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, 
die soziale Struktur, sowie die kulturelle Eigenkraft; zuletst, nicht zumindest 
außenpolitische Erwägungen und wehrpolitische Notwendigkeiten. Dieses 
innere Verschlungensein der bestimmenden Prinzipien macht die territo- 
riale Reichsgliederung zu einer Aufgabe von besonderem Charakter. J 

Trotdem ist auch auf dem Boden des Altreichs vieles erreicht worden, 
worum früher lange Zeit hindurch vergeblich gerungen wurde. Die Ver- 
einigung der beiden Mecklenburg zu einem Lande steht hier zeitlich an der 
Spitze. Die Errichtung der Hansestadt Hamburg ist verfassungspolitisch wie 
wirtschafts- und verkehrspolitisch von der größten Bedeutung, da sie dem 
ersten Welthafen des Reiches den nötigen Lebensraum gab. Die Schaffung 
des Saarlandes und seine Erweiterung zur Saarpfalz hat eine besonders 
wichtige nationalpolitische Frage gelöst, wenn auch diese territoriale Ge- 
staltung nur im Rahmen der Grenzen des Altreiches Bestand haben konnte 
und daher wohl schon als überholt anzusehen ist. Kleinere Flurbereini- 
gungen, so die Vereinigung der Gebiete von Birkenfeld mit der Rhein- 
provinz und von Eutin mit der Provinz Schleswig-Holstein oder auch die 
territorialen Ausgleichungen in Oldenburg, Bremen und anderwärts seien 
nur nebenbei erwähnt. Weit tiefer ist das Problem der Reichsgliederung 
natürlich mit dem Hinzutritt neuer Gebietsteile zum Reich angepackt worden. 
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Hier sind die Eingliederung und die Angliederung solcher Gebiete zu 
unterscheiden. Hinzu treten dann noch eine Reihe von völkerrechtlichen 
Gliederungsvorgängen; dabei sind die kriegsmäßige Besetung und Ver- 
waltung fremder Gebiete und die vertragliche Zuordnung selbständiger 
Staaten zum deutschen Großraum zu erwähnen. 


Wenn man das Gefüge des Reiches in seiner gegenwärtigen Gegebenheit 
und in den sich abzeichnenden Entwicklungstendenzen zu begreifen sucht, 
so ist der erste Eindruck der einer fast verwirrenden Fülle verschieden- 
artiger Formen und Gestalten. Diese Verschiedenartigkeit ist zum Teil 
durch die Unfertigkeit des verfassungsrechtlichen Reichsbaues begründet; 
wir stehen weithin noch im Übergang zu den endgültigen Formen, die sich 
erst in ihren Ansätzen abzeichnen, und so wird künftig die jetzige Mannig- 
faltigkeit einer stärkeren Einheit der Formen weichen. Aber auch im end- 
gültigen Gefüge des Reiches wird, so scheint mir, keine vollständige Uni- 
formität der Gestaltung zu erstreben sein. Das Reich ist nach seiner Idee 
kein zentralistischer Verwaltungsstaat, dessen Glieder lediglich die Bedeu- 
tung technischer Unterteilungen des Verwaltungskörpers hätten; es ist eine 
gegliederte Ganzheit und baut sich aus einer Vielheit von Zellen auf, die 
unter sich eine verschiedenartige Struktur und Funktion besitsen/ Eine diffe- 
renzierende Gliederung liegt so sehr im Wesen des Reiches begründet, daß 
auch das verständliche Streben der Verwaltung nach möglichst gleichartigem 
Aufbau zurücktreten muß/ Das vielgestaltige Reichsgefüge wird kein Man- 
gel, sondern ein Vorzug der wesensgerechten deutschen Verfassung sein. 


2. Die Gliederung des Reichsgebiets 
Blicken wir zunächst auf das eigentliche Reichsgebiet, so ergeben sich 
gegenwärtig drei verschiedenartige Komplexe: einmal die Länder ‚alten 
Stiles, sodann die Reichsgaue, schließlich die dem Reichsgefüge eingeglieder- 
ten, zum Teil fremdvölkisch besiedelten Gebiete, für die ich den Begriff 
des Reichslandes vorschlagen möchte. 


a) Die Lander alten Stiles 


Die Lander alten Stiles haben zwar durch die beiden Gleichschaltungs- 
gesetse von 1933, das Neuaufbaugesets von 1934 und das Reichsstatthalter- 
geset; von 1935 ihre Staatlichkeit und ihre ursprüngliche Hoheitsgewalt ver- 
loren. Doch ist in diesen Landern immerhin eine gewisse Unterscheidung 
von Reich und Land noch vorhanden. Sie haben ihre eigene ,,Landesregie- 
rung“; es gibt eine von der Reichsgesesgebung unterschiedene ,,Landes- 
gesetsgebung“, wenn auch in nur bescheidenem Umfang; es gibt eine von 
der unmittelbaren Reichsverwaltung getrennte „Landesverwaltung“; es gibt 
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von den unmittelbaren Reichsbeamten unterschiedene ,,Landesbeamte“*, die 
Länder gelten als selbständige „Juristische Personen des öffentlichen Rechts“, 
d. h. sie haben eigenes Vermögen und sind Träger eigener Rechte und 
Pflichten?. Gewiß ist diese Selbständigkeit der Länder gegenüber dem Reich 
nicht mehr von verfassungspolitischer, sondern nur noch von verwaltungs- 
technischer Bedeutung. Aber auch die verwaltungstechnischen Dinge haben 
im politischen Leben ihr eigenes Gewicht. Das Ziel der Reichsreform wird 
gerade darin bestehen, diese noch vorhandene verwaltungstechnische Selb- 
ständigkeit der Länder zu beseitigen und sie zum einen Teile völlig in die 
unmittelbare Reichsverwaltung einzuschmelzen, zum anderen Teile aber in 
die Form der Selbstverwaltung eines höheren Kommunalverbandes um- 
zugießen. 

Dieser Komplex der „Länder alten Stiles“ ist gegenwärtig in sich wieder- 
um vielgestaltig. Drei verschiedene Gruppen zeichnen sich hier ab: 

1. Das Land Preußen. Es ist an der Spite fast vollständig mit dem 
Reiche verschmolzen, indem das preußische Staatsministerium fast ganz in 
die Reichsregierung einbezogen ist. Der preußische Ministerpräsident ist 
als Reichsmarschall, als Vorsitzender des Ministerrats für die Reichsvertei- 
digung und als Beauftragter für den Vierjahresplan in erster Linie ein 
Reichsorgan. Auch als Inhaber der an sich dem Führer zustehenden, von 
diesem aber an ihn übertragenen Statthalterbefugnisse in Preußen ist er 
Träger unmittelbarer Reichsgewalt. Die besonderen Befugnisse des preu- 
Bischen Ministerpräsidenten sind nicht der Kern seiner Amtsstellung, son- 
dern eine zusätslide Funktion. Es liegt nahe, hier in Übernahme früherer 
Denkbilder davon zu sprechen, daß er gleichzeitig Reichs- und Landesorgan 
sei; doch wäre das der politischen Wirklichkeit schwerlich gemäß. In Wahr- 
heit sind die Funktionen des Landesorgans hier ganz in die eines Reichs- 
organs aufgesogen worden. Das gleiche gilt von den preußischen Mini- 
sterien, die von Reichsministern geleitet werden und die in die entspre- 
chenden Reichsministerien einbezogen worden sind. Bekanntlich ist nur das 
preußische Finanzministerium von diesem Vorgang ausgenommen geblieben, 
so daß hier der einzige Rest preußischer Landes-Selbständigkeit in der 
Zentralverwaltung gegeben ist. 

Auch bei den preußischen Oberpräsidenten hat sich ein gleicher Prozeß 
der Überleitung auf das Reich angebahnt, wenn auch bisher nicht in der- 


1 Das Gescp über die Vereinheitlich im Behördenaufbau vom 5. Juli 1939 
RGBI. I 575) erstrebt die weitere Angleichung der Landesverwalt an die 
eichsverwaltung; es hat die Landesbehörden zu „Behörden des Reichs“ und die 

Landesbeamten zu „unmittelbaren Reichsbeamten“ erklärt. An der verwalt 
en Selbständigkeit der Landesverwaltung hat sich damit praktisch nichts 
geändert. 

* Zutreffend die Entscheidung des Reichsgerichts vom 18. Okt. 1940, ZAkDR. 

1941 S. 132 f., mit Anmerkung von Werner Weber. 
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selben Stärke vollzogen. Nachdem sie bereits durch das preußische Geset 
vom 15. Dezember 1933 zu „ständigen Vertretern der Staatsregierung“ in 
ihrer Provinz erhoben waren, hat die 2. Verordnung zum Neuaufbaugeset; 
vom 27. November 1934 sie zu „ständigen Vertretern der Reichsregierung“ 
in ihrer Provinz gemacht. Da zugleich den Reichsministern das Recht ge- 
geben wurde, die Oberpräsidenten ohne Vermittlung der preußischen Staats- 
regierung mit unmittelbaren Weisungen zu versehen, wurden die Ober- 
präsidenten zu einer Reichsmittelinstanz. Beim Erlaß des 2. Reichsstatt- 
haltergesetses 1935 wurde dann in der Begründung angeführt, das Ziel 
bestehe darin, die Stellung des Reichsstatthalters und die des preußischen 
Oberpräsidenten aneinander anzugleichen, was gleichzeitig heißt, daß die 
preußische Provinz dem Reichsgau in gewissen Zügen angenähert ist. Die 
Entwicklung zum Reichsgau ist hier somit schon stark fortgeschritten. Preu- 
ßen hat sich in der Tat als „Hausmacht des Reiches“ bewährt. 

2. Zu den „Ländern alten Stiles“ gehören als zweite Gruppe die Länder 
des süddeutschen Typus. Hier sind Reich und Land organisatorisch 
noch vollkommen voneinander geschieden. Auch an der Spitze des Landes 
ist diese Trennung aufrechterhalten, indem der Reichsstatthalter und die 
Landesregierung nebeneinander stehen; der Reichsstatthalter übt die Reichs- 
funktionen, die Landesregierung die Landesfunktionen aus. Diese ursprüng- 
lich allgemeine Regelung liegt jetzt noch vor allem in Bayern, Württemberg, 
Baden vor; es liegt daher nahe, von einem süddeutschen System zu sprechen. 
Es findet sich allerdings auch in Mecklenburg, ferner in Oldenburg und 
Bremen, sowie in Braunschweig und Anhalt, in den vier lettgenannten 
Ländern mit der Besonderheit, daß einem Reichsstatthalter jeweils zwei 
Länder zugeordnet sind. Der Vorzug dieses „dualistischen‘“ Systems ist der, 
daß der Reichsstatthalter eindeutig und ausschließlich der Vertreter der 
Reichsinteressen in dem Lande ist und daß er es allein mit der politischen 
Ausrichtung und Führung des Landes, nicht mit der verwaltungstechnischen 
Einzelarbeit zu tun hat. Doch ergeben sich gerade aus diesen Tatsachen 
gewisse Nachteile des süddeutschen Systems. Jeder Dualismus bringt die 
Gefahr von Gegensäten und Reibungen mit sich, die durch eine einheit- 
liche personale Leitung vermieden würden; die Beschränkung des Reichs- 
statthalters auf die politische Führung des Landes hält ihn von der un- 
mittelbaren verwaltungsmäßigen Gestaltung fern und läßt der Landesver- 
waltung eine Selbständigkeit, die dem Ziel der vollen Einordnung der 


Länder in das Reich nicht ganz gemäß ist. Aber selbstverständlich stehen 


auch bei diesem „süddeutschen Typus“ dem Reichsstatthalter rechtlich alle 
Mittel zur Verfügung, um sich im Konfliktsfall gegenüber der Landes- 
regierung durchzusegen. 
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3. Die Gefahren und Nachteile dieses ,,Dualismus“ sind bei der dritten 
Gruppe von Ländern, denen des mitteldeutschen Typus, vermieden, 
indem hier dem Reichsstatthalter die Leitung der Landesregierung über- 
tragen ist. Diese Ämterverbindung war in dem 1. Reichsstatthaltergeset 
von 1933 noch ausdrücklich untersagt; das 2. Reidhsstatthaltergesets von 1935 
hat sie dann ausdrücklich zugelassen. Dieser Typus findet sich in Sachsen, 
Hessen, Lippe und Schaumburg-Lippe; eine Variante ist in Thüringen ge- 
Ib geben, indem hier der Reichsstatthalter die Leitung des Innenministeriums 
übernommen hat, während die Leitung der Landesregierung dem Minister- 
$ präsidenten zusteht. Man kann mit Rücksicht auf die hauptsächliche Ver- 
| breitung dieses Typus von einem ,,mitteldeutschen System“ sprechen. Die 
Vorteile dieses Systems liegen auf der Hand; jeder Gegensatz von Reichs- 
| ` statthalter und Landesregierung ist ausgeschlossen; die Stellung des Reichs- 
| statthalters ist im Vergleich zum süddeutschen System verstärkt, indem er 
4 unmittelbar über die gesamte Landesverwaltung verfügt. Der Sinn der 
| nationalsozialistischen Reichsreform verlangt, daß der Reichsstatthalter sich 
| auch in seiner Eigenschaft als Leiter der Landesregierung ausschließlich als 
1 Vertreter der Reichsinteressen im Lande und nicht als Verfechter der 
| Landesinteressen gegenüber dem Reiche fühlt. Wäre das nicht der Fall, so 
| würde durch diese Amterverbindung gerade hier die Selbständigkeit des 
Landes über das Maß gesteigert, das im Rahmen einer gesunden Reichs- 
| gliederung erträglich ist. Um das zu vermeiden, wird es notwendig sein, 
| KC hervorzuheben, daf der Reichsstatthalter, auch wo er Chef der Landesregie- 
| rung ist, ein reines Reichsorgan bleibt und daß er verfassungsrechtlich und 
| politisch ausschließlich dem Reiche verpflichtet ist. „Nicht um die überwun- 
dene Eigenstaatlichkeit der Länder zu beleben, sondern um den Amtsbezirk 
des Reichsstatthalters nur um so fester und sicherer in die Einheit des 
| Reiches einzugliedern, ist die Ämterunion zwischen dem Reichsstatthalter 
und dem Vorsitsenden der Landesregierung ermöglicht und in einzelnen 
| Ländern durchgeführt werden“. 


b) Die Reichsgaue 


Der Reichsgau hat die im mitteldeutschen System angebahnte Verbindung 
| von Reichsstatthalteramt und Landesregierung zur vollen Verschmelzung 
von Reichs- und Landesverwaltung fortentwickelt. Es gibt hier keine ver- 
waltungstechnische Selbständigkeit des Landes mehr. Insbesondere ist keine 


i eigene ,,Landesgesesygebung und keine eigene „Landesverwaltung“ mehr 
| vorhanden; die staatliche Verwaltung ist vollkommen als reichsunmittelbare 
| 4 Verwaltung aufgebaut; die Verwaltungsstellen sind reichsunmittelbare Be- 
| hõrden: die Amtsträger sind reichsunmittelbare Beamte; „juristische Per- 


TN * E. R. Huber, Verfassungsrecht, S. 353. 
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son“, d.h. Träger des Vermögens und aller Rechte und Pflichten ist das 
Reich. Der Reichsgau hat damit die Stellung eines regionalen Verwaltungs- 
körpers des Reiches erhalten. Allerdings ist zugleich neben den staatlichen 
Verwaltungsbezirk des Reichsgaues ein ihm räumlich entsprechender höhe- 
rer Kommunalverband getreten, der eine mit Selbstverwaltung ausgestattete 
Gebietskörperschaft ist, eine Doppelung, die dem überlieferten Rechtszu- 
stand in den preußischen Provinzen entspricht. Der Reichsstatthalter, der 
beide Gebilde leitet, hat damit eine Doppelfunktion erhalten; er ist zu- 
gleich der Leiter des staatlichen Verwaltungsbezirks und des höheren Kom- 
munalverbandes, die beide als „Reichsgau“ bezeichnet werden. Seine Dop- 
pelstellung wird dadurch betont, daß er im staatlichen Verwaltungsbezirk 
„Reichsgau“ durch ein egierungspräsidenten, in der Gebietskörperschaft 
„Reichsgau“ dagegen durch einen/Gauhauptmann vertreten wird. Ein be- 
sonderes Kennzeichen des Reichsgaues ist, daß die „Einheit der Verwaltung“ 
hier auf der Mittelstufe in rechtlich-organisatorischen Ansägen durchgeführt 
worden ist. 

1. Dieser Typus des Reichsgaues ist zunächst in einer Versuchsform ent- 
wickelt worden, die ich als „Übergangsstil“ bezeichne; hier finden sich 
noch gewisse Restbestände der alten Länderverwaltung, so daß der Aus- 
druck ,,Reichsgau“ noch nicht verwandt wird. Dieser Übergangsstil ist in 
der Saarpfalz und in der Hansestadt Hamburg verwirklicht. 

a) Die Saarpfalz ist erwachsen aus der Zusammenfügung des Saar- 
landes und des bayrischen Regierungsbezirks Pfalz. Das Saarland wurde 
durch das Gesetz; vom 30. Januar 1935 aus den bis dahin von einer Regie- 
rungskommission des Völkerbundes verwalteten Gebietsteilen gebildet. Bis 
zur Eingliederung in einen Reichsgau sollten diese Gebictsteile einen ein- 
heitlichen Verwaltungsbezirk „Saarland“ bilden; die Regelung war also 
von Anfang an provisorisch gemeint. An die Spitze des Saarlandes trat da- 
her auch kein Reichsstatthalter, sondern ein Reichskommissar, der zugleich 
die politische Führung und die verwaltungsmäßige Leitung des Gebietes 
übernahm. Von den „Ländern alten Stiles“ unterschied sich das Saarland 
von vornherein dadurch, daß ihm die verwaltungstechnische Selbständigkeit 
fehlte; es gab keine Landesregierung neben dem Reichskommissar, keine 
»Landesgesetgebung“, sondern nur ein Verordnungsrecht des Reichskom- 
missars (das allerdings in dem genannten Gesetz nicht besonders vorgesehen 
ist!), keine „Landesverwaltung“, sondern nur unmittelbare Reichsverwal- 
tung. Die Behörden und Einrichtungen des Saarlandes wurden Reichsbe- 
hörden und Reichseinrichtungen, die Beamten wurden unmittelbare Reichs- 
beamte (§ 5 des Gesetzes); Vermögens- und Rechtsträger wurde nicht das 
Saarland, sondern das Reich. Ein besonderer höherer Kommunalverband 
wurde nicht gebildet; die Aufgaben der Provinzialverwaltung und des 


40 Die Reichsgliederung 
Landesfiirsorgeverbandes übernahm der Reichskommissar unmittelbar /$ 3, 
Abs. 3 des Gesetzes). 

Auch der nächste Schritt der Entwicklung führte nur zu einem Proviso- 
rium, indem durch eine Verordnung vom 8. April 1940 die Dienststellen 
des Reichskommissars für das Saarland und die des Regierungspräsidenten 
in Speyer zusammengelegt wurden; an ihre Spitse trat der bisherige Reichs- 
kommissar für das Saarland, nunmehr mit der Dienstbezeichnung „Reichs- 
kommissar für die Saarpfalz“; sein Amtssit; war zunächst Kaiserslautern, 
der dann nach dem Ende des Feldzuges in Frankreich nach Saarbrücken 
verlegt wurde. Der Ausdruck „Saarpfalz‘“ fand sich nur in der Bezeichnung 
der Dienststelle des Reichskommissars, aber nicht als Bezeichnung des Ge- 
samtgebietes, das überhaupt formellrechtlich noch nicht zu einer Einheit 
verschmolzen ist. Die Pfalz ist vielmehr zunächst noch ein Teil des Landes 
Bayern geblieben, nur mit der Änderung, daß der Reichskommissar die 
Funktionen des Regierungspräsidenten in Speyer übernommen hat und daß 
die Verwaltung von einer einheitlichen Dienststelle gemeinsam für das 
Saarland und den bayrischen Regierungsbezirk Pfalz geführt wird. Es 
sind für die Pfalz sogar die fachlichen Befugnisse der bayrischen Landes- 
regierung und des Reichsstatthalters in Bayern aufrechterhalten. Selbstver- 
ständlich handelt es sich hier um ein Provisorium, das die endgültige Ver- 
bindung dieser Gebiete zu einem Reichsgau, voraussichtlich unter Einbe- 
ziehung Lothringens, vorbereiten soll. Die vom Führer angeordnete Ände- 
rung der Bezeichnung ,,Saarpfalz in „Westmark“ bezog sich zunächst nur 
auf den Gau der NSDAP., noch nicht auf die staatliche Verwaltungs- 
organisation. Seit dem Erlaß des Führers vom 11. März 1941 führt der 
Reichskommissar für die Saarpfalz die Dienstbezeichnung ‚Der Reichsstatt- 
halter in der Westmark“. 

ß) Diesem Übergangsstil entspricht in zweiter Linie die Hansestadt 
Hamburg, bei deren Neuordnung im Jahre 1937/38 das spätere Modell 
des Reichsgaues fast gänzlich vorweggenommen worden ist. Hamburg bildet 
danach einerseits einen staatlichen Verwaltungsbezirk des Reiches, anderer- 
seits eine Selbstverwaltungskörperschaft (als Einheitsgemeinde). Beide Ver- 
waltungsbereiche werden durch den Reichsstatthalter geleitet; in der Staats- 
verwaltung wird er durch den Präsidenten, in der Gemeindeverwaltung 
durch den Bürgermeister vertreten. Wie im Saarland so wurde aud in 
Hamburg die gesamte staatliche Verwaltung als unmittelbare Reichsver- 
waltung eingerichtet; die Behörden sind Reichsbehörden, die Beamten sind 
unmittelbare Reichsbeamte. An die Stelle der bisherigen Landesgesetgebung 
ist ein Verordnungsrecht des Reichsstatthalters getreten, das unter Zustim- 
mung des Reichsinnenministers und des zuständigen Fachministers auszu- 
üben ist. Die Gemeindeverwaltung hingegen wird auf der Grundlage der 
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Deutschen Gemeindeordnung als Selbstverwaltung oder Auftragsverwaltung 
geführt; die Gemeindeaufsicht steht unmittelbar dem Reichsinnenminister 
zu. Das Vermögen des bisherigen Landes Hamburg ist ganz auf die Ge- 
meinde übergegangen, die auch im bisherigen Umfang am Finanzausgleich 
beteiligt ist. Sie muß allerdings dafür dem Reich die Kosten der staatlichen 
Verwaltung in Hamburg erseten. 

2. Auf der Grundlage dieser in Hamburg gefundenen Lösung haben 
dann das Ostmarkgeset und das Sudetengaugeset; von 1939 das eigentliche 
Modell des Reichsgaues geschaffen. In den neuen Reichsgauen des 
Ostens ist dieses Modell übernommen und nur in Einzelheiten modifiziert 
worden. Die wesentlichen Grundzüge des ostmärkischen Typus des 
Reichsgaues sind bereits erwähnt worden: einheitliche Leitung des Reichs- 
gaues durch den Reichsstatthalter; Aufgliederung der Verwaltung in die 
staatliche Verwaltung, die unmittelbare Reichsverwaltung ist, und die 
Selbstverwaltung, die vom Reichsgau als einem höheren Kommunalverband 
geführt wird; Vertretung des Reichsstatthalters im staatlichen Sektor durch 
den Regierungspräsidenten, im Selbstverwaltungsbereich durch den Gau- 
hauptmann. Wien ist zugleich Gemeinde und höherer Kommunalverband; 
die Selbstverwaltung wird hier durch den Bürgermeister geführt. Der 
wesentliche Fortschritt dieses „Modells“ über die Hamburger Regelung 
hinaus liegt in der Verwirklichung des Grundsates der Einheit der 
Verwaltung. Während bei dem Verwaltungsaufbau der Mittelinstanz 
im Altreich neben dem Reichsstatthalter bzw. dem Oberpräsidenten eine 
Vielzahl von Mittelbehö-den der Reichsverwaltung stehen (Treuhänder der 
Arbeit, Präsident des Landesarbeitsamts, Oberfinanzpräsident, Oberlandes- 
gerichtspräsident, Landesbauernführer u. a. m.), steht in den neuen Reichs- 
gauen der Reichsstatthalter grundsäglich an der Spite sämtlicher Sonder- 
verwaltungen, so daß diese wenigstens auf der Mittelstufe auf das engste 
mit der allgemeinen inneren Verwaltung verbunden sind. In der Ostmark 
und dem Sudetenland sind von dieser unmittelbaren Unterstellung unter 
den Reichsstatthalter allerdings vier Sonderverwaltungen ausgenommen: 
nämlich die Reichsfinanz-, Reichsjustiz-, Reichspost- und Reichsbahnverwal- 
tung. In den Reichsgauen des Ostens dagegen sind sämtliche Verwaltungs- 
zweige dem Reichsstatthalter zugewiesen worden, so daß hier die Einheit 
der Verwaltung vollkommen verwirklicht ist. 

In der Ostmark wurden durch das Gesetz von 1939 sieben Reichsgaue 
geschaffen, und zwar die Reichsgaue Kärnten, Niederdonau, Oberdonau, 
Salzburg, Steiermark, Tirol (mit Vorarlberg) und Wien. Die Länder alten 
Stiles bzw. die preußischen Provinzen stellen zum großen Teil weit um- 
fangreichere Mittelbezirke dar. Wenn es das Ziel der Reichsreform ist, 
wie ich eingangs sagte, an Stelle der früheren außerordentlichen Größen- 
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unterschiede der Länder eine gesunde Mittelgröße der neuen Reichsgaue 
zu schaffen, so ist die Abmessung der ostmärkischen Gaue immerhin auf- 
fällig. Man muß sich natürlich vergegenwärtigen, daß in der Ostmark be- 
sondere Bedingungen geographischer, stammesmäßiger und historischer Art 
gegeben sind, die Berücksichtigung verlangten. Am auffälligsten ist die Er- 
richtung des Reichsgaues Salzburg mit rd. 257000 Einwohnern, das sind 
etwa soviel wie Lippe und Schaumburg-Lippe zusammen haben (225000) 
und noch nicht */2 der Einwohner Sachsens (5200000). Auch Tirol (mit 
Vorarlberg) ist mit weniger als 1% Million Einwohner wesentlich kleiner 
als die mittelgroßen deutschen Länder und preußischen Provinzen; aller- 
dings kommt es mit dem Gebietsumfang etwa an das dichtbesiedelte Sach- 
sen heran (13000 qkm gegen 15000 qkm), während die Einwohnerzahl 
(486 000) noch nicht */10 der sächsischen beträgt. Die Reichsgaue Steiermark 
und Kärnten werden eine gebietsmäßige Erweiterung erfahren, wenn die 
durch die Einseszung der zuständigen Gauleiter und Reichsstatthalter zu 
Chefs der Zivilverwaltung eingeleitete Eingliederung der 1919 abgetrennten 
Gebiete von Südkärnten, Krain und Südsteiermark durchgeführt sein wird. 

Die ostmärkischen Reichsgaue sollten ursprünglich bis Ende September 
1939 eingerichtet sein; der Termin wurde hinausgeschoben und auf den 
1. April 1940 festgesetst. Mit diesem Tag erlosch der Auftrag des Reichs- 
kommissars für die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Reich sowie 
die Stellung des Reichsstatthalters in Osterreich (österreichische Landesre- 
gierung). Die Funktionen der österreichischen Staatsverwaltung gingen z. T. 
auf die zuständigen Reichsminister, z. T. auf die Reichsstatthalter der ein- 
zelnen Reichsgaue über. Die besonderen Einrichtungen und Anstalten wurden 
entsprechend teils dem zuständigen Reichsminister, teils dem Reichsstatt- 
halter, in dessen Amtsbezirk sie liegen, unterstellt. Eine Reihe von Zu- 
ständigkeiten, die sich auf das Gebiet mehrerer ostmärkischer Reichsgaue 
erstreckten, wurden einem einzelnen Reichsstatthalter zugewiesen. Der öster- 
reichische Bundesgerichtshof wurde unter der Bezeichnung „Verwaltungs- 
gerichtshof in Wien“ dem Reichsinnenminister unterstellt; er blieb oberstes 
Verwaltungsgericht für sämtliche Reichsgaue der Ostmark, sowie für den 
Reichsgau Sudetenland (VO. v. 21. Februar 1940, RGBl. I 411). Durch den 
Erlaß des Führers vom 3. April 1941 ist er in das Reichsverwaltungsgericht 
eingefügt worden. 

Der Reichsgau Sudetenland konnte unmittelbar nach Inkrafttreten 
des Sudetengau-Gesetses 1939 eingerichtet werden. An Gebietsumfang und 
Einwohnerzahl überragt er bei weitem die ostmärkischen Reichsgaue, ob- 
wohl ein Teil der sudetendeutschen Gebiete 1938 mit Bayern, Ober- und 
Niederdonau und mit Schlesien vereinigt worden ist. Der Reichsgau Su- 
detenland umfaßt ca. 30000 qkm und ca. 3540000 Einwohner. Dieser er- 
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hebliche Gebietsumfang — territorial mehr als das Doppelte von Sachsen, 
an Einwohnern allerdings nur etwa "ia von Sachsen — und die langge- 
streckte geographische Lage sind der Anlaß gewesen, das Sudetenland in 
drei Regierungsbezirke mit dem Sit in Aussig, Eger und Troppau unter- 


» zugliedern. Die ostmärkischen Reichsgaue haben wegen ihrer geringeren 


Größe eine solche Zwischengliederung nicht erhalten. Die Regierungsbezirke 
sind im Sudetenland — ebenso wie in Preußen — nur staatliche Verwal- 
tungsbezirke, keine Selbstverwaltungskörper. Besonders wichtig ist, daß im 
Sudetenland die drei Regierungspräsidenten nachgeordnete Behörden des 
Reichsstatthalters und an dessen Weisungen gebunden sind. Darin liegt 
eine Abkehr vom preußischen System der „doppelten Miittelinstanz“, bei 
der der Regierungspräsident unmittelbar den Zentralministerien nachge- 
ordnet ist und der Oberpräsident infolgedessen keine allgemeine Wei- 
sungsbefugnis gegenüber dem Regierungspräsidenten besitzt. Bekanntlich 
ist das preußische System der „doppelten Mittelinstanz“ seit langem lebhaft 
umstritten; häufig ist für die Reichsreform eine vollkommene Beseitigung 
der Regierungsbezirke gefordert worden. Das sudetendeutsche Beispiel 
spricht dafür, daß in den größeren Reichsgauen die Gliederung in Regie- 
rungsbezirke zwar beibehalten wird, die Regierungspräsidenten aber dem 
Reichsstatthalter als nachgeordnete Behörden unterstellt werden. 

y) Der ostdeutsche Typus des Reichsgaues — verwirklicht in Danzig- 
Westpreußen und im Wartheland — wurde durch Erlaß des Führers vom 
8. Oktober 1939 gebildet, nachdem die frühere Freie Stadt Danzig am 1. Sep- 
tember 1939 mit dem Reich wiedervereinigt worden war. Im Osten sind 
auf er den beiden Reichsgauen der Regierungsbezirk Zichenau und das Ge- 
biet von Suwalki, sowie der Regierungsbezirk Kattowit; an das Reich ge- 
fallen und in die Provinzen Ostpreußen und Schlesien‘ eingegliedert worden. 
Der Reichsgau Danzig-Westpreußen hat etwa 2 200 000 Einwohner, der Reichs- 
gau Wartheland 4500000 Einwohner; Danzig-Westpreußen entspricht da- 
mit ungefähr Baden (2 400 000), das Wartheland ungefähr Sachsen (5 200 000). 
Die territoriale Ausdehnung wird in beiden Fällen wegen der weniger 
dichten Besiedlung erheblich größer sein. Ihrem Umfang entsprechend sind 
beide Reichsgaue in Regierungsbezirke untergegliedert; Danzig-Westpreußen 
in die Regierungsbezirke Danzig, Marienwerder, Bromberg — das Warthe- 
land in die Regierungsbezirke Hohensalza, Posen, Kalisch. Für den Aufbau 
der Verwaltung ist in beiden Reichsgauen grundsätzlich das Sudetengaugeset 
entsprechend anwendbar. Ein Unterschied ergibt sich, wie schon erwähnt, 
vor allem daraus, daß dem Reichsstatthalter sämtliche Verwaltungszweige 
des Reichsgaues ohne Ausnahme zugewiesen sind; auch der Oberfinanz- 
präsident, der Oberlandesgerichtspräsident (als Justizverwaltungsbehörde), 


! Seit dem Gesetz; vom 20. Dez. 1940 (G.S. 1941, S. 1): Oberschlesien. 
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das Reichspropagandaamt und die Reichspost- und Reichsbahnverwaltung 
sind nachgeordnete Dienststellen des Reichsstatthalters. Ebenso sind in der 
Kreisstufe die Sonderbehörden dem Landrat unterstellt, so daß auch hier 
die ,,Einheit der Verwaltung“ gesichert ist. Allerdings wird diese Gesamt- 
zustandigkeit des Reichsstatthalters gemindert einmal durch den Arbeits- 
bereich des Reichskommissars fiir die Festigung deutschen Volkstums, dem 
die Fragen der Um- und Neusiedlung unterstehen — dieser hat allerdings 
entweder die zuständigen Gauleiter und Reichsstatthalter (bzw. Oberpräsi- 
denten) oder seine Beauftragten, die höheren 44- und Polizeikommandeure, 
die den Reichsstatthaltern unterstellt sind, als Beauftragte eingesetzt —, 
zum anderen durch die Haupttreuhandstelle Ost, die als Dienststelle des 
Beauftragten für den Vierjahresplan die Verwaltung des ehemaligen pol- 
nischen Staatsvermögens sowie die Erfassung und Verwaltung des Ver- 
mögens ehemaliger polnischer Staatsangehöriger durchzuführen hat. 

3. Von einem westdeutschen Typus des Reichsgaues zu reden, wäre 
gegenwärtig verfrüht. Doch zeichnen sich seit dem Sieg im Westen auch 
hier gewisse Eingliederungsmaßnahmen in ersten Ansätzen ab. Eine for- 
melle Eingliederung in das Reichsgebiet hat allerdings bisher nur bei 
Eupen, Malmedy und Moresnet stattgefunden. Es handelt sich hier 
um Gebiete, die durch das Versailler Diktat vom Reich losgerissen und mit 
Belgien vereinigt worden sind. Eine Volksabstimmung wurde damals nur 
zum Scheine durchgeführt, indem denjenigen, die gegen die Vereinigung 
mit Belgien zu stimmen wünschten, die öffentliche Eintragung in eine Liste 
anheimgestellt wurde. Diese Gebiete wurden durch Erlaß des Führers vom 
18.Mai 1940 wieder in das Reichsgebiet eingegliedert; sie wurden der 
Rheinprovinz, und zwar dem Regierungsbezirk Aachen zugeteilt. 

Hinsichtlich der übrigen früher deutschen Gebiete des Westens liegen 
gesetzliche Entscheidungen bisher nicht vor. Es ist jedoch bekannt, daß in 
Luxemburg, Lothringen und dem Elsaß neben die Militärverwal- 
tungen Chefs der Zivilverwaltungen getreten sind, die die Rückgliederung 
dieser ehemals deutschen Gebiete in das Reich vorbereiten. In Luxemburg 
ist zum Chef der Zivilverwaltung der Gauleiter Simon des Gaues Koblenz- 
Trier der NSDAP. bestellt worden; das deutet darauf hin, daß dieses Gebiet 
mit den preußischen Regierungsbezirken Trier und Koblenz vereinigt wer- 
den wird. In Lothringen ist der Gauleiter und Reichsstatthalter Bürckel 
zum Chef der Zivilverwaltung berufen worden; daraus kann geschlossen 
werden, daß die Vereinigung dieses Gebietes mit der Saarpfalz zu einem 
Reichsgau Westmark in Aussicht genommen ist. Im Elsaß ist der Gau- 
leiter und Reichsstatthalter Robert Wagner von Baden zum Chef der Zivil- 
verwaltung ernannt worden; daraus darf gefolgert werden, daß Baden 
und das Elsaß zu einem Reichsgau Oberrhein verbunden werden. Mehr 


oy 
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kann in der jetsigen noch ungeklärten Lage über diese Vorgänge nicht ge- 
sagt werden. Doch ist offenkundig, daß der Aufbau der deutschen Verwal- 
tung in diesen Gebieten in vollem Gange ist. 


c) Die Reichslande 


Von den bisher behandelten Gebietsteilen — den Ländern und Reichs- 
gauen — unterscheiden sich zwei besondere Teile des Reichsgebiets, für die 
die Bezeichnung „Reichslande“ angemessen erscheint, in mannigfacher Hin- 
sicht: das Protektorat und das Generalgouvernement. Beide Ge- 
biete sind nicht, wie die sonstigen Reichsteile, vornehmlich von Menschen 
deutscher Art, sondern überwiegend von Menschen fremder Volkszugehö- 
rigkeit bewohnt. Beide Gebiete müssen deshalb, wie auch immer ihre Stel- 
lung innerhalb des deutschen Hoheitsgebiets künftig verfassungsorganisa- 
torisch geregelt wird, in grundlegenden Zügen anders aufgebaut werden, 
als das sonst der Fall ist. Wo dem Hauptteil der Bevölkerung die deutsche 
Volkszugehörigkeit und das Reichsbürgerrecht fehlen, ergibt sich eine solche 
Verschiedenheit der gliedhaften Rechtsstellung im Reichsgefüge mit Not- 
wendigkeit. Im übrigen bestehen auch zwischen dem Protektorat und dem 
Generalgouvernement erhebliche Unterschiede, die sich in erster Linie dar- 
aus erklären, daß im einen Falle der Weg der friedlichen Einordnung be- 
schritten werden konnte, im anderen Falle aber die kriegerische Entschei- 
dung unvermeidbar war. Diese Unterschiede treten vor allem in folgendem 
hervor: 

Das Protektorat ist von vornherein zu einem Bestandteil des deutschen 
Reichsgebiets gemacht worden. Das Generalgouvernement* dagegen galt 
nach dem Erlaß des Führers vom 12. Oktober 1939 zunächst noch nicht als 
eigentliches Reichsgebiet, sondern als „besetjtes polnisches Gebiet“. Seine 
Ostgrenze war nicht eigentliche Reichsgrenze, sondern wurde in dem Ver- 
trag mit der Sowjet-Union vom 28. September 1939 als „Grenze der Reichs- 
interessen“ bezeichnet. Über diese erste Regelung ist die Entwicklung in- 
zwischen hinausgegangen. In der Amtsbezeichnung des Generalgouverneurs 
ist gemäß einer mündlichen Anweisung des Führers eine Änderung einge- 
treten, indem seit dem 15. August 1940 der ursprüngliche Zusatz „für die 
besetsten polnischen Gebiete“ weggefallen ist. Damit ist die letzte Erinne- 
rung daran ausgelöscht worden, daß dieses Gebiet noch polnisches Staats- 
gebiet sein könnte, das nur unter deutscher Kriegsverwaltung gemäß dem 
völkerrechtlichen Begriff der occupatio bellica stünde. Es ist zum Ausdruck 
gebracht, daß die Erstreckung der deutschen Hoheitsgewalt auf dieses Ge- 

* Die folgenden Angaben über das Generalgouvernement stütsen sich auf den 
Artikel von Dr. Theodor Viehweg, Referent der Akademie für Deutsches 


Recht, „Zur einjährigen Wiederkehr des Tages der Errichtung des Generalgouver- 
nements“ (RVBI. 1940, S. 581 ff.). 
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biet als endgültig angesehen wird. Das Generalgouvernement ist damit 
jedenfalls ein Teil des Hoheitsgefüges des Reiches geworden; die Frage, in 
| welchem Augenblick die formell-gesetlidhe Eingliederung in das Reichs- 
| gebiet erfolgt, ist demgegenüber von sekundärer Bedeutung. 
| Ein wesentlicher Unterschied zwischen dem Protektorat und dem Gene- 
| ralgouvernement besteht ferner darin, daß dem Protektorat im Rahmen 
1 der Reichshoheit politische Autonomie gegeben ist, während davon im Ge- 
un | _ neralgouvernement keine Rede sein kann. Zu der Autonomie des Protek- 
torats gehört vor allem die Selbstregierung und die eigene Staatsangehörig- 
i keit, sodann die eigene Redhtsetsung, die eigene Verwaltung, die eigene 
Gerichtsbarkeit, dazu eine selbständige politische Organisation. Diese um- 


vi: fassende Ordnung autonomer Selbstbestimmung ist im Generalgouvernement 
iif | aus Gründen, die der näheren Darlegung nicht bedürfen, nicht vorhanden. 
l f 1. Das Protektorat ist in seiner staatsrechtlichen Stellung durch den 


bh Erla] des Führers vom 16. März 1939 geordnet. Nach diesem Erla] sind 

f die böhmisch-mährischen Länder unter der Bezeichnung „Protektorat“ ein 

Pl integrierender Bestandteil des Deutschen Reiches. Der Ausdruck ,,Protek- 

H i torat“ ist hier nicht im üblichen völkerrechtlichen Sinne des Wortes ver- 
wandt, in dem man darunter ein völkerrechtliches Abhängigkeitsverhältnis , 

versteht. Im Völkerrecht ist das ,,Protektorat“ ein Gebiet, das kein un- 

(bk mittelbarer Bestandteil des beherrschenden Staates ist, sondern einen selb- 

ständigen völkerrechtlichen Status besitt. Das Protektorat Böhmen und 

Mähren ist demgegenüber ein staatsrechtliches Schutverhältnis, durch das 

das protegierte Gebiet völlig in das Staatsgebiet des beherrschenden Staates 

einbezogen ist. „Die Autonomie, die dem Protektorat eingeräumt ist, ist 

kein Restbestand völkerrechtlicher Selbständigkeit, sondern ein vom Reiche 

übertragenes innerstaatliches Recht zur eigenvölkischen Selbstverwaltung“. 

f Die Hoheit des Reiches im Protektorat wird durch den Reichsprotek- 

tor, der unmittelbar dem Führer untersteht, ausgeübt. Er ist der alleinige 

Repräsentant des Führers und der Reichsregierung in seinem Gebiet. Sein 

Amtssit; ist Prag; er verfügt über eine zentrale Behörde, zu deren Leitung 

ihm ein Staatssekretär als allgemeiner Vertreter beigegeben ist. Ihm sind 

| alle Behörden, Dienststellen und Organe des Reiches im Protektorat unter- 

stellt, ausgenommen die Wehrmacht ($1 VO. v. 1. September 1939). Für 

die regionale Verwaltung sind ihm Oberlandräte untergeordnet, die an der 

Spite der Oberlandratsbezirke stehen. Sie sind nachgeordnete Behörden 

des Reichsprotektors für die gesamte reichseigene Verwaltung, ausgenommen 

Wehrmacht, Reichsarbeitsdienst, Reichszollverwaltung, Reichspost-, Reichs- 

bahn-, Reichsjustizverwaltung (§ 6 VO. v. 1. September 1939). Ferner übt 

der Oberlandrat die Aufsicht über die Protektoratsbehörden in seinem 


+E. R. Huber, Verfassungsrecht, S. 139. 
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Amtsbezirk aus. Alle Behörden, Dienststellen und Organe des Reiches in 
seinem Amtsbezirk sind ihm unterstellt (ausgenommen Wehrmacht und Justiz). 
Im einzelnen sind dem Reichsprotektor folgende Befugnisse zugewiesen: 
1. Die allgemeine politische Aufsicht im Protektorat; er hat die 
Aufgabe, für die Beachtung der politischen Richtlinien des Führers im Pro- 
tektorat zu sorgen; er führt die Aufsicht über die gesamte autonome Ver- 
waltung des Protektorats (§ 2 VO. v. 1. September 1939); 


2. ein Bestätigungsrecht gegenüber der autonomen Regierung; die 
Berufung der Regierungsmitglieder durch den Staatspräsidenten bedarf 
seiner Bestätigung; durch Rücknahme der Bestätigung wird ein Regierungs- 
mitglied seines Amtes enthoben; 

3. ein allgemeines Unterrichtungsrecht; er kann sich über alle 
Mafnahmen der Regierung unterrichten lassen; diese ist verpflichtet, ihm 
alle gewünschten Auskünfte zu erteilen und alle erforderlichen Unterlagen 
zu verschaffen; für bestimmte Angelegenheiten kann er anordnen, daß ihm 
unaufgefordert Bericht zu erstatten ist ($ 7 VO. v. 1. September 1939); 


4. ein Raterteilungsrecht; er ist befugt, der Regierung Ratschläge 
zu erteilen; die Regierung darf sich über Ratschläge nicht hinwegsetsen, 
die dazu dienen, die Beachtung der politischen Richtlinien des Führers 
sicherzustellen oder eine Schädigung der Reichsinteressen zu vermeiden; 


5. ein Einspruchsrecht; er ist berechtigt, gegen Maßnahmen, die das 
Reich zu schädigen geeignet wären, Einspruch einzulegen; die Maßnahmen 
sind dann einzustellen oder rückgängig zu machen; Gesetze und andere 
Rechtsvorschriften, die über den Bezirk eines Oberlandrats hinausgehen, 
sind ihm vor der Verkündung vorzulegen ($ 8 VO. v. 1. September 1939); 
das Einspruchsrecht erstreckt sich auch auf bürgerliche Rechtssachen, die vor 
Protektoratsgerichten anhängig sind (VO. v. 4. April 1940); 

6. ein Anordnungsrecht; bei Gefahr im Verzuge kann er die An- 
ordnungen treffen, die im gemeinsamen Interesse notwendig sind; 

7. ein besonderes polizeiliches Anordnungsrecht; er kann die 
zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung erforderlichen Anord- 
nungen auch außerhalb der sonst hierfür bestimmten Grenzen treffen; der 
Reichsführer 44 und Chef der deutschen Polizei kann das gleiche Recht im 
Benehmen mit dem Reichsprotektor ausüben ($ 13 VO. v. 1. September 1939). 

Im Rahmen dieser Hoheitsbefugnisse besitzt das Protektorat grundsatlich 
Autonomie, doch kann sich das Reich weitere Angelegenheiten zur un- 
mittelbaren Erledigung vorbehalten und dadurch die Autonomie einschrän- 
ken. Solche Beschränkungen liegen vor: im Bereich der Auswärtigen Ange- 
legenheiten; im Bereich der Wehrhoheit; im Bereich der Verkehrshoheit; 
im Bereich der Zollhoheit; im Bereich der Währungshoheit. Das Reich ist 
4 2292 
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auch in der Lage, seine Gesetsgebungsgewalt auf das Protektorat auszudehnen, 
soweit das gemeinsame Interesse es erfordert. Es kann ferner die unmittel- 
bare Reichsverwaltung auf das Protektorat erstrecken und bestimmte Ver- 
waltungszweige in reichseigene Verwaltung übernehmen. Es kann seine 
Polizeihoheit auf das Protektorat ausdehnen und die zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung erforderlichen Maßnahmen treffen. 
Die Geheime Staatspolizei und Teile der Kriminalpolizei sind in reichs- 
eigene Verwaltung übernommen ($ 10 VO. v. 1. September 1939). Schließ- 
lich kann es die deutsche Gerichtshoheit auf das Protektorat erstrecken; das 
ist durch die Einrichtung deutscher Gerichte geschehen, die in der Regel 
nur für die Rechtsverhältnisse deutscher Staatsangehöriger zuständig sind, 
in Ausnahmefällen (so bei Hoch- und Landesverrat) aber auch über die 
Staatsangehörigen des Protektorats entscheiden können. 

Die Autonomie des Protektorats kommt vor allem darin zum Ausdruck, 
daß es eine eigene Staatsangehörigkeit des Protektorats gibt. Nur die volks- 
deutschen Bewohner des Protektorats haben die deutsche Staatsangehörig- 
keit und das Reichsbürgerrecht erlangt und unterstehen den Bindungen, die 
sich daraus ableiten (z. B. dem Blutschusgeset;). Die nicht-volksdeutschen Be- 
wohner dagegen besitzen die Staatsangehörigkeit des Protektorats und damit 
einen besonderen staatsrechtlich-politischen Status. Da das Protektorat ein 
Teil des Reiches ist, ergeben sich auch aus dieser Staatsangehörigkeit des 

. Protektorats Bindungen an das Reich. Daher unterliegen diese Staatsange- 
hörigen den deutschen Bestimmungen über Hoch- und Landesverrat. Die 
Staatsangehörigkeit kann ihnen aberkannt werden, wenn sie sich im Aus- 
land aufhalten und wenn sie Handlungen begangen haben, die geeignet 
sind, die Belange des Reiches zu schädigen oder das Ansehen des Reiches 
herabzuwürdigen. Auch wenn sie einer Rückkehraufforderung des Reichs- 
innenministers nicht Folge leisten, kann die Entziehung der Staatsange- 
hörigkeit ausgesprochen werden. Zuständig dafür ist der Reichsinnenmini- 
ster im Einvernehmen mit dem Reichsaußenminister und dem Reichspro- 
tektor. Mit der Aberkennung der Staatsangehörigkeit kann die Einziehung 
des Vermögens zugunsten des Reiches verbunden werden (VO. v. 3. Okto- 
ber 1939). Auch das Vermögen von Personen oder Vereinigungen, die 
reichsfeindliche Bestrebungen gefördert haben, kann durch den Reichspro- 
tektor zugunsten des Reiches eingezogen werden (VO. v. 4. Oktober 1939). 
Auf dieser Grundlage ist das Protektorat innerhalb des Reichsganzen selb- 
‚ständig organisiert. Es hat sein eigenes Staatsoberhaupt, seinen eigenen 
Vertreter bei der Reichsregierung (dazu VO. v. 26. Dezember 1939), seine 
eigene Regierung, seine eigene Gesetgebung, Verwaltung und Justiz. Es 
verfügt über seine eigenen Kultur-, Bildungs- und Erziehungseinrichtungen. 
Es hat seine eigene Wirtschaftsorganisation, wenn diese natürlich auch in 
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einem gewissen Zusammenhang mit dem deutschen Wirtschaftsaufbau ent- 
wickelt werden muß. Diese Autonomie läßt dem tschechischen Volk im 
Rahmen des Reiches die Möglichkeit eigenvölkischer Selbstentfaltung, wie 
dies im Erlaß des Führers vom 16. März 1939 zugesichert worden ist. 

2. Das Generalgouvernement. Es umfaßt nach dem Erlaß des 
Führers vom 12. Oktober 1939 diejenigen von deutschen Truppen besetzten 
polnischen Gebiete, die nicht in das Deutsche Reich eingegliedert worden 
sind. Die Ostgrenze dieses Gebietes ist durch den deutsch-sowjetischen 
Grenz- und Freundschaftsvertrag vom 28. September 1939! festgelegt; die 
übrigen Grenzen werden durch die Grenzen des engeren Reichsgebiets be- 
stimmt, ergeben sich also aus den Grenzen der Reichsgaue Wartheland und 
Danzig-Westpreußen, sowie der mit den preußischen Provinzen Ostpreußen 
und Oberschlesien vereinigten ehemals polnischen Gebietsteile. Das General- 
gouvernement hat einen Gebietsumfang von ca. 96000 qkm mit 1032 Mill. 
(nach anderen Angaben 12 Mill.) Einwohnern (die eingegliederten Ost- 
gebiete umfassen ca. 93900 qkm mit 10 Mill. Einwohnern; das an die Sow- 
jetunion gefallene Gebiet umfaßt ca. 200 000 qkm mit 12 Mill. Einwohnern). 
Wie schon erwähnt, ist in der Amtsbezeichnung des Generalgouverneurs, 
der das Generalgouvernement in unmittelbarer Unterordnung unter den 
Führer verwaltet, am 15. August 1940 eine Änderung eingetreten, indem 
der ursprüngliche Zusatz „für die besetzten polnischen Gebiete“ weggefallen 
ist”, Damit ist klargestellt worden, daß es sich hier nicht mehr um fremdes 
Staatsgebiet handelt, das nur der kriegsmäßigen Besetsung und Verwaltung 
unterliegt, sondern daß eine endgültige Angliederung des Generalgouver- 
nements an den staatsrechtlichen Verband des Deutschen Reiches stattge- 
funden hat. Das Reich besitzt die volle und souveräne Hoheitsgewalt in 
diesem Gebiet; nach außen gilt das Gebiet in vollem Maße als ein Bestand- 
teil des Deutschen Reiches; nach innen hat es eine verfassungsrechtliche 
Sonderstellung, die notwendig ist, weil der überwiegende Teil der Bevöl- 
kerung nichtdeutscher Volkszugehörigkeit ist. Der erwähnte Grenz- und 
Freundschaftsvertrag mit der Sowjetunion vom 28. September 1939 spricht 
davon, daß den in den ehemals polnischen Gebieten lebenden Völker- 
schaften „ein ihrer völkischen Eigenart entsprechendes friedliches Dasein“ 
gesichert werden soll. An eine volle Autonomie, wie sie dem tschechischen 
Volke im Rahmen des Protektorats gewährt ist, ist dabei jedoch offenbar 
nicht gedacht. 

Dem Generalgouverneur, der dem Führer unmittelbar untersteht, sind 
sämtliche Verwaltungszweige zugewiesen; er repräsentiert somit die volle 

Nach mündlicher Anweisung des Führers; vgl. Th. Viehweg, Zur einjäh- 


rigen Bei des Tages der Errichtung des Generalgouvernements. RVBI. 
1940, 5.581. 
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Einheit der Verwalenie in seinem Gebiet. Er ist Aasa E 
mächtigter des Beauftragten für den Vierjahresplan und Reichsverteidi- 

gungskommissar in seinem Gebiet‘. Für das Rechtsleben bleibt das bisher 
geltende Recht in Kraft, soweit es nicht der Übernahme der Verwaltung 
durch das Reich widerspricht; so ist selbstverständlich die polnische Ver- 
fassung, das polnische Wehrrecht, das polnische Siedlungsrecht außer Kraft 
getreten. Neues Recht für das Generalgouvernement kann im Verordnungs- 
wege durch den Ministerrat für die Reichsverteidigung, den Beauftragten 
für den Vierjahresplan und den Generalgouverneur geschaffen werden; 
die Verordnungen sind im „Verordnungsblatt“ für das Generalgouverne- 
ment zu veröffentlichen. Auch Anordnungen, die für die Planung des deut- 
schen Lebens- und Wirtschaftsraumes erforderlich sind, können von dem 
Vorsitsenden des Ministerrates für die Reichsverteidigung, dem Beauftrag- 
ten für den Vierjahresplan sowie den sonstigen Obersten Reichsbehörden 

für das Generalgouvernement getroffen werden. Dabei wird davon auszu- 

gehen sein, daß die Verordnungen des Ministerrats für die Reichsverteidi- 
gung und die des Beauftragten für den Vierjahresplan den Vorrang vor 
denen des Generalgouverneurs besitzen. Die Frage, ob auch durch „Reichs- 
pesch" neues Recht im Generalgouvernement geschaffen werden kann, ist 
im Erlaß des Führers vom 12. Oktober 1939 nicht berührt. Da das Reichs- 
gesetz jedoch unmittelbarer Ausdruck der Führergewalt ist und der Führer 
auch im Generalgouvernement die Hoheitsgewalt uneingeschränkt besist, 
ist es seiner Entscheidung überlassen, ob er die Geltung eines Reichsgeseses 

auf das Generalgouvernement erstrecken will. Für das Protektorat ist diese 

Möglichkeit ausdrücklich eröffnet (Art. 13 des Erlasses vom 16. März 1939; 

VO. vom 3. April 1939). Sie wird im Generalgouvernement als selbstver- 
ständlich anzusehen sein. Im Einzelfall bedarf es allerdings der ausdriick- 
lichen Erstreckung einer reichsrechtlichen Vorschrift auf das Generalgouver- 
nement; die Verkündungsblätter des Reiches, insbesondere das Reichsgeses;- 
blatt, haben insoweit Geltung auch im Generalgouvernement als einem der 
Redhtsetsungshoheit des Reiches unterworfenen Gebiet. 


Im Aufbau der Verwaltung im Generalgouvernement* stehen unter der 
Zentralverwaltungsstelle des Generalgouverneurs in Krakau 4 Distrikts- 
chefs, die die 4 Distrikte Krakau, Lublin, Radom und Warschau leiten. 
Jeder Distrikt ist in 10 Kreishauptmannschaften untergegliedert, : n deren 
Spitse die Kreis- bzw. Stadthauptleute stehen. Ihnen wiederum sind als 
Außenstellen Land- und Stadtkommissare untergeordnet. Innerhalb dieser 


mit deutschen Beamten besetsten Verwaltungshierarchie er kelt sich eine 
gewisse völkische Selbstverwaltung der Bevölkerung, i n die örtliche 
m eee x 
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Verdin in der Regel in die Hand von Angehörigen der in ae Ge- 
meinde überwiegenden Volksgruppe, also vor allem der polnischen gelegt 
ist. Auch in der Gerichtsbarkeit, im Schulwesen und in der kirchlichen Orga-~ 
nisation ist der nichtdeutschen Bevölkerung des Gebietes ein Bereich eigener 
Betätigung offen gelassen. Während also im Protektorat volle politische 
Autonomie im Sinne von Selbstregierung entwickelt ist, gibt es im Gene- 
ralgouvernement lediglich Ansäge einer örtlichen Selbstverwaltung unter 
deutscher Leitung und Aufsicht. 


IV. ZUM PROBLEM DES GROSSRAUMS 


Bei allen grundsäglichen Erörterungen über den Begriff des Reiches ist für 
die politische Theorie wie insbesondere für die Rechtslehre in der jüngsten 
Zeit der Begriff des Großraums von entscheidender Bedeutung geworden'. 

Dieser Großraum, um mich des von Carl Schmitt zum Rechtsbegriff ver- 
dichteten Ausdrucks zu bedienen, umfaßt nicht nur die dem Reichsgebiet 
eingegliederten und der Hoheitsgewalt des Reiches untergeordneten Ge- 
bietsteile, sondern er erstreckt sich darüber hinaus auf weitere Gebiete, die 
ihre staatliche Selbständigkeit bewahrt haben, aber der Führung und dem 
Schutz des Reiches anvertraut sind. Es ist hier nicht der Ort, im einzelnen 
die Zonen des erweiterten Reichseinflusses abzustecken. Entscheidendes ist 
hier noch im Flusse und bedarf noch der endgültigen Formung. Wenn für 
diesen weiten Bereich des Raumes, der der Führung und dem Schutz des 
Reiches anheimgegeben ist, der Begriff des Großraumes verwandt wird, so 
geschieht es nicht nur im Sinne einer großräumig-wirtschaftlichen Einheit 
oder in der Bedeutung eines weitgedehnten politischen Einflußbereichs, 
sondern seit Carl Schmitts kühner Vorwegnahme im Sinne einer neuen 
rechtlichen Gesamtordnung. Der Begriff des Reiches entfaltet hier seine 
wesentliche Funktion, indem er zum Kerne einer neuen völkerrechklichen i 
Konzeption wird. 


Die Gewissenhaftigkeit, die den Juristen verpflichtet, fordert hier aller- 
dings einige Vorsicht gegenüber allzu eiligen Schlüssen. Für die politische 
Theorie wie für die Rechtslehre besteht das entscheidende Problem darin, 
wie der Gedanke des Reiches in seiner Wendung zum Großraum-Prinzip 
sich vom Imperialismus der anderen, gegen den wir ehrlich und aufrichtig 
gekämpft haben, unterscheidet. Denn dieser Imperialismus der westlichen 
Demokratien strebte ja auch nach einer großräumigen Aufteilung und Ge- 
staltung der Welt. Der wesensbestimmende Unterschied kann nur darin 


* Vgl. C. Schmitt, Völkerrechtliche Großraumordnung mit Interventionsverbot 
für raumfremde Mächte (1939). — Derselbe, Reich und Raum. Elemente eines 
neuen Võlkerredts. Z. Ak. DR. 1940, S. 201 f. — Derselbe, Reich und Groß- 
raum im Völkerrecht. Z. f. Völkerrecht, Bd. 24 (1940), S. 145 ff. 
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liegen, daß der alte Imperialismus ein Gebilde der bloßen Macht und des 
nackten Interesses war, der sich hinter den tönenden Redensarten von der 
Gleichberechtigung aller Nationen verbarg; für den Begriff des Reiches da- 
gegen muß entscheidend sein, daß er auf ein Gefüge der gestuften Ord- 
nung zielt, in der die führende Macht die offene Verantwortung für den 
Bestand der Gesamtordnung und für die Existenz aller Glieder übernimmt. 
Nur so kann aus dem Wirken des Reiches eine echte Rechtsordnung ent- 
stehen — verfassungsrechtlich nach innen und völkerrechtlich nach außen. 
Da wir es ehrlich mit diesem Wort von der Ordnung und Verantwortung 
meinen, kann es sich hier nicht nur um Ordnung für uns selbst und Ver- 
antwortung gegenüber uns selbst handeln, sondern um eine Ordnung für 
den ganzen Kreis von Völkern und Gebieten, die dem Reiche zugewandt 
sind, und um eine Verantwortung für ‚dieses ganze Machtgefüge, das wir 
uns erschlossen haben. Denn Macht wird nur dadurch zum Recht, daß sie 
als eine verantwortlich gebundene Funktion gegenüber einem anvertrauten 
Lebensganzen begriffen wird. So ist die europäische Aufgabe des Reiches, 
mit deren Erfüllung wir an die Überlieferung des Ersten Reiches der Deut- 
schen unmittelbar anknüpfen, zwar ein Ausdruck der deutschen Machtüber- 
legenheit, zugleich aber ein Ausdruck der deutschen Verantwortung vor 
Europa und der Welt. 

Das Wichtigste der Reichsaufgabe wird somit darin bestehen, daß über 
die staatlichen Grenzen des Reichs hinaus die deutsche Führungsgewalt in 
den europäischen Fragen maßgebend sein wird. Das hat sich in großen 
Ereignissen der letsten Jahre bereits deutlich gezeigt, und die dabei ange- 
wandte Art von Vermittlung, Schlichtung und unparteiischer Entscheidung 
wird auch künftig hervortreten müssen. Die Verantwortung, die das Reich 
dabei übernimmt, wird einmal darin bestehen, daß das Reich den Schutz 
für die wirtschaftliche, kulturelle und politische Existenz der europäischen 
Völker gewährt. Sie wird sich aber vor allem darin ausprägen müssen, daß 
das Reich die ihm zugeordneten Völker Europas zur Entwicklung ihrer 
eigenen Anlagen und Kräfte bringt und darin eine wirkliche Aufgabe der 
Führung vollzieht, nicht nur im deutschen Interesse, sondern zugleich im 
Interesse des europäischen Ganzen. Der Reichsgedanke fordert, daß wir die 
Achtung vor fremder Nationalität bewahren und daß wir eine eigenvöl- 
kische Selbstentfaltung möglich machen, in der das Reich sich wirklich als 
Hüter des Friedens und der Sicherheit in Europa bewährt. 

Vielleicht wird die Frage laut werden, was das alles mit dem Verfas- 
sungsrecht des Reiches zu tun hat. Meine Antwort ist: Die Verfassung eines 
Volkes hängt entscheidend von seiner Stellung in der größeren Gemein- 
schaft der Völker ab. Ein Volk, das sich politisch auf sich selbst beschränkt, 
kann auch in seiner Verfassung autark sein, d.h. es kann sein Verfassungs- 
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recht ausschließlich nach den eigenen inneren Bedürfnissen entwickeln. Ein 
Volk aber, das ein Weltvolk sein will und ein Reich errichtet, muß sein 
Verfassungsrecht so gestalten, daß es diesen ausgreifenden Ordnungsauf- 
gaben genügt. In Bestimmungen über die Stellung fremder Volksangehö- 
riger oder fremder Volksgruppen, in Grundsätsen über das Verhältnis zu 
den Staaten, die sich deutschem Schutz; anvertraut haben, in Vorschriften 
über die Stellung außereuropäischer Einflußzonen — darüber hinaus aber 
in dem Gesamtgefüge des Verfassungsrechts, ja in der Gesamthaltung des 
Rechtes überhaupt, wird diese innere Reife und Bereitschaft für eine aus- 
greifende, verantwortliche Führung sich ausprägen müssen. Ein Volk muß 
in einer bestimmten inneren Verfassung gefestigt sein, um der Verantwor- 
tung für eine weitere Ordnung genügen zu können. Hierin liegt die ent- 
scheidende Aufgabe beim weiteren Ausbau der Verfassung wie bei der 
Erneuerung des Rechtes, daß unsere politische Grundordnung, die zunächst 
einmal ganz aus den Notwendigkeiten unserer eigenvölkischen Existenz 
erwachsen ist, in Zukunft zugleich von der umfassenden Reichsaufgabe her 
begriffen und entfaltet werden muß. 


